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Österreichische Ministerrats-Protokolle. 


Befehl von %#-Standartenführer Dr. S i x durch tele- 
fonischen Anruf von #4-Obersturnführer Richter 
vom 7. Juli 1938. 


Befehlsgemäß wird ein Bericht über den Inhalt aller erfaßten 
Protokolle der Österreichischen \NMinis errats-Sitzungen über- 


reicht. 


Gleichzeitig wird an die Registratur II 1 gegeben: 


1. 


3: 


ein Fotokopie-äxemplar der Ninisterrats-Protokolle., 
(Das zweite Exemplar wurde laut uittung vom 20.6.38 
auf Befehl von "-Standartenführer Dr. Six an "-Unter- 
sturmführer Krueger gegeben); 

die Arbeitskartei des Unterzeichneten, die als Regi- 
ster für die Sammlung der Ministerrats-Protokolle die- 
nen kann; 


alle Vorgänge betr. die Ministerrats-Protokolle und 
die Akten des Bundeskanzleranmtes, 


Über den Quellenwert der Ministerrats-Protokolle ist folgen- 
des zu sagen: 

Die Reinschriften der Protokolle, die in Fotokopie-Abzügen 
vorliegen, sind in den letzten Jahren durch NMinisterialrat 
Dr. T ro 11 angefertigt worden. Sie stellen Ausarbeitungen 
der stenographischen Niederschriften dar und sind nicht in 
direkter, sondern in indirekter Rede abgefasst. - Bei dieser 
Methode ist es ohne weiteres möglich, daß der Inhalt eines 
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Satzes - ohne irgendwelche Absicht - abgeschwächt oder ver, 
schärft worden ist. Jedenfalls können die Reinschriften der 
Protokolle, wenn es auf die wörtliche Genauigkeit ankommt, 
nicht als authentisch angesehen werden. Daß sie sinngemäß 
die einzelnen Sätze einer Rede genau wiedergeben, dafür bürgt 
allein Ninisterialrat Dr. Troll; denn die Reinschriften sind 
den Ministern nicht zur Kontrolle vorgelegt worden und nicht 
durch deren Unterschriften als richtig anerkannt. 

In einem Falle wurde, um eine Äußerung Schuschniggs wortge- 
treu zu ermitt&ln, die betreffende Stelle des Stenogramnms 
fotokopiert (Ministerrats-Sitzung vom 25. Nai 1937.). 


Es muß noch darauf hingewiesen werden, daß aulier den eigent- 
lichen offiziellen Sitzungen des Ministerrätes Besprechungen 
einzelner Minister oder des gesamten Kollegiums stattgefunden 
haben, über die nicht Protokoll geführt worden ist. Gelegent- 
lich dieser Besprechungen sind - nach Aussage von Ninisterlal- 
rat Dr. Troll - einzelne Punkte der bevorstehenden Sitzung 
genau durchgesprochen ‘worden, sodaß die eigentliche Sitzung 
eine rein formale Angelegenheit wurde. 

Zwei solcher Besprechungen sind - ebenfalls nach Dr, Troll - 
am Abend des 25. Juli 1934 abgehalten worden. Sicher ist bei 
diesen Gelegenheiten über die Ereignisse des Tages und die 
geplanten Maßnahmen ausführlicher gesprochen worden els in der 
Sitzung vom 26. Juli, über die ein Protokoll vorliegt. 
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Nr. 678 - 13. März 1931. - Vorsitz: BK Dr. Ender, 


Vizekanzler Sc hob e r berichtet, daß alle Fragen Bericht über 
behandelt worden seien, die Deutschland und Österreich 


die Besprechung 
mit Reichs-Au- 


gemeinsam interessierten: ßenminister Dr. 
Abrüstung GurtrTrus. 
Revision der Friedensverträge 
Südtirol 


deutsche Minderheiten 

Verhältnis zuf Italien u. a. 
Abrüstung; Curtius habe versichert, Deutschland strebe Abrüstung 
eine wirkliche Abrüstung an; Österreichs Standpunkt dei 
derselbe. 
Benesch: Um die Kandidatur Beneschs zum Präsidenten der Benesch 
Abrüstungskonfereng brauche man sich nicht zu kümmern; 
Italien würde schon dafür sorgen, daß er zu Fall ge- 
bracht würde. 
Ninderheiten: Italien habe im Friedenvertrage keinerlei Minderheiten 
Verpflichtungen zum Schutze den..Minderheiten übernommen. 
Ein Vorwurf wird Itälien gemacht, da es für Auslands- Italien 
Italiener in allen Ländern Schutz fordere und deswegen 
sogar eine Revision der Friedensverträge anstryebe. 
Revision der Friedensverträge: Deutschland will gemein- Revision der 
sam mit Österreich stets für eine Abänderung der härte- ae er 
sten Bestimmungen der Verfräge eintreten; eine führen- 
de Stellung könne Üsterreich aber nicht einnehmen. 
Südtirol: Die Bevölkerung Südtirols sei erbittert, daß Südtirol 
einerseits däe italienische Regierung ihnen das Leben 
sehr schwer mache, daß auf der anderen Seite Üsterreich 
demgegenüber ruhig bliebe. Eine Unterstützung durf£h 
Deutschland im Volkstumskampf der Südtiroler konnte 
aber nicht versprochen werden. Österreich sei mit Deutsch- 
land einig, daß man die freundschaftlichen Beziehungen 
zu Itälien erhalten müsse. 
Wirtschaftspolitisches; Über die geplante Zollunion mit Zollunion 
Deutschland müssen noch Verhandlungen geführt werden. 


Mit dem shharfen Tempo, das Deutschland in dieser Be- 


ziehung einschlage, sei Österreich nicht einverstanden. 
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Die Meinung Schobers hinsichtlich der langsamen Behand- 
lung der Zollunionsfrage teilt nach kurzer Debatte das 
gesamte Kabinett. 


VK Schober teilt mit, daß die östsrreithische 
Regierung besabsichtige, mit dem Vatikan über ein Kon- 
kordat zu verhandä&n. Pace 11 i habe vom Papst be- 
reits die Erlaubnis zur Fährung der Verhandlungen. 


Die Ausgabe von Sonderpostwertzeichen anläßlich der 
Rotary-Convention 1931 in Wien wird vom Ministerrat gut- 
geheißen. Der Rotary-Klub hätte den Betrag von 250000 8 
im voraus zu zahlen. Von dem Überschauß von 125000 8 
sei dann dem Wiener Rotarier-Klub die erbetene Unter- 
stützung von 40000 S zu zahlen. 


Das provisorische Abkommen zwischen Persien und Öster- 
vom 17. Juni 1928 wird bis zum 10. August 1931 verlän- 
gert. Beim Bundespräsidenten ist die Vollmacht zur Un- 
terzeichnung des Notenwechsels für den Gesanäten Dr. 
Lothar Egge Tr einzuhelen. 


Nr. 687 _-_ 29. April 1931. - Vorsitz: BK Dr. Ender. 


Zur Maifeier der nationalsozialistischen Partei in Wien 
hatten sich u.a, Dr. Goebbels und Esser 
angemeldet. Ihnen ist die Einreiseerlaubnis nicht ers 
teilt worden. 
bels sich in Wien niederlassen wolle, um der Verfolgung 
durch deutsche Gerichte zu entgehen. BU Hein]l 
spricht sich dafür aus, keinem nat.-soz. Führer die Ein- 
reise zu gestatten. Das Kabinett stimmt zu. 


Bk Winkler berichtet, daß Dr. Goeb- 


Einleitung der 
Konkordatsver- 
handlungen mit 
dem Vatikan. 


Kongreß der 
Internationa- 
len Rotarder- 
organisation; 
Ausgabe von So 
der-postmarken 


Verlängerung 
der Giltigkeit 
dauer des Ab- 
kommens mit 
Persien. 


Maifeier der 
Nat.-Soz 1 
Einseiseverbot 
für Führer. 


Winkler 


Heinl 


Right-Bottorn Aligned 


Left-lop Aligned 


Nr. 688_- 6. Wü 1931. - Vorsitz: BK Dr. Ender. 


Aus dem Bericht Schober s geht hervor, daß der Verhandlungen 
Vatikan schon vor Eintritt in die Verhandlungen aller- eg 
hand Zusicherungen wünscht. So soll sich der österrei- schlusses eines 
chis he Staat besonders die Eheauffassung der katholi- Konkördates. 
schen Kirche zu eigen machen. Eine Ehe dürfe also auf 

keinen Fall getrennt werden. Der Bearbeiter der öster- 

reichischen Vorschläge, der Kirchenrechtslehrer und Uni- 
versitätsprofessor Dr, Hussarek stehe aber auf 

dem Standpunkt, dass auch eine katholische Ehe vor Zi- 

vilgefichten getrennt werden könne. — Nach kurzer Aus- 

sprache stimmt das Kabinett dem Antrag Schobers zu, dem 
österreichischen Gesandten am Vatikan dde Note zur Wel- 

terleitung zu übergeben. 


Es werden nur technische Dinge besprochen; Personal- Tagung des Völ- 
kerbundrates 

Seen N uam TER des Kontrollko- 
mitees u.der 

Paneuropakonfe- 
renz in Genf. 


Nr. 721 _- 9. September 1931. - Vorsitz: BK Dr. Buresch. 


’ Mitteln 
Einleitend berichtet Schober, daß Frankreich muf allen‘ Bericht des VK 


versuche, die Zollunion Österreichs mit Deutschland ee 
unmöglich zu machen. Solange davon noch die fede sei, 

könne man voh Frankreich keine Hilfe erwarten. Auch 

das Finanzkomitee des Völkerbundes sei mit der Gewäh- 
rung einee Anlehe an ÜÖsterreichg zur Ausgleichung des 
Budgets für 1932 durchaus nicht freigebig. Es würden 

vor allem Einsparungen an Gehältern verlangt. Neue Wa- 
rensteuern seien nicht tragbar. Eine schnelle Entschei- 
dung des Kabinetts sei nötig; um die Anleiheverhandlun- 
gen nicht bis zum Januar zu vertagen, muß bereits an 

10. Bescheid in Genf sein, ob man die Wünsche des Finanz- 
komitees erfüllen will. — Nach langer Debatte, in der ge- 
nauere Zahlen genannt werden, wird beschlossen, in Genf 
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erklären zu lassen, daß die österreichische Regierung be- 
reit ist, die vom Finanzkämitee des Völkerbundes gefor- 
derten Maßnahmen zur Ausgleichung des Budgets für 1932 
durchzuführen, um die Anleihe zu erhalten. Ohne diese 
Anleihe könne der österreichische’/keinsswegs weiter be- 
stehen. 


Nr. 74 - 11. Nov. 1931. - Vorsitz: BK_ Dr, Buresch. 


Frankreich hat den erbetenen Kredit in Höhe von 3 MIL- 
lionen Schilling, der über die B.I.Z. gezahlt werden 
sollte, nicht gezahlt. In der Presse sind der Regierung 
daraufhin Vorwürfe gemacht worden. - Um weiteren Angrif- 
fen aus dieser Richtung vorzubeugen, wird vorgeschlagen, 
in großzügiger Weise auf den Kredit zu verzichten; der 
Staat benötige die Summe gar nicht, besonders da es sich 
ja nur um eine kurzfristige Anleihe handeln würde. -— In 
der Debatte wird man sich nicht..einig. VK Schober erhält 
den Auftrag, weiter mit Erankreich und der B.I.Z. zu ve 
handeln. 


Nr. 749 - 27. Nov. 1931. - Vorsitz: BK Dr. Buresch. 


Bü Vaugoin regt an, beim deutschen Innenminister 
anzufragen, ob das Darmstädter Manifest der NSDAP echt 
sei. Wenn das der Fall sei, müsse die Mitgliedschaft von 
Angehörigen des Bundesheeres für unzulässig erklärt wer- 
den. — Die Anfrage soll erfolgen. 


Nr. 770 - 6, Februar 1932. - Vorsitz: BK Dr. Buresch. 
Als Nachfolger des zurückgetretenen Dr. Reisch soll Dr. 


Kienböck vorgeschlagen werden. Das Kabinett er- 
klärt sich nach langer Debatte damit einverstanden. - 


A 


60-NMillionen-' 


Schilling- 
Kredit der 
B.L.2. 


Darmstädter 


Manifest der 


NSDAP. 


Vaugoin 


Kienböck Di- 
rektor der 
Nationalbank 


FA 


do 
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In der Aussprache werden wieder die Finanzschwieriskei- 
ten des Bundes lange besprochen und neue Verhandlungen 
mit Frankreich wegen eines weiteren 100-Nill.-Schilling- 
Kredits erwähnt. Ohne diese Anleihe, so sagt Dr. Bu- 
resch, breche die Industrie und die Arbeitslodenfürsor- 
ge unweigerlich zusammen. — Über diese Anleihe wird je- 
doch zunächst noch nichts Endgültiges beschlossen. 

Aus allen diesen MNMinisterbespreähungen geht deutlich 
hervor, daß man sich 1932 tatsächlich keinen anderen 
Rat zur Erhaltung des Bundes wußte, als immer eine in- 
leihe durch die Aufnahme einer weiteren, meist höheren, 
zurückzuzahlen. 


Nr. 799 - 1. Juni 1932. - Vorsitz: BK Dr. Dollfuß. 


Nach Feststellungen des Finanzministers belaufe sich Nachtrag zum 
das Defizit im Voranschlag für 1932 auf 254 Mill. Schil- a 
ling. Alle angesetzten Einnahmeheträge seien zu hoch ge- 

wesen; die Einnahmen durch Post, Bahn, Steuern usw. sei- 

en ständig zurückgegangen. Die vom Finanzminister vorge- 

schlagene Einführung neuer Steuern (Weinsteuer, Beschäf- 

tigtensteuer u. a.) wird vom Ministerrat nicht gutge- 

heißen. Trotz langer Aussprache kommt man zu keinem Be- 

schluß. 


Im Herbst soll Adolf Hitler nach Österreich einreisen Frage der Ein- 
wollen. Ein Antrag auf die Erteilung der Einreiseerlaub- De 
nis liegt noch nicht vor. Dol1lfuRß erklärt, daß Österreich, 
das Einreiseverbot noch zu Recht bestehe, daß weitere 

Beschlüsse erst erlassen werden könnten, wenn der An- 


trag vorliege. 
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Nr. 801 - 7. Juni 1932. - Vorsitz: Dr. Dollfuß. 


Es handelt sich um die Frage, unter welchen Umständen 
die Bank von England einen 100-Nill.-Schilling-Kredit, 
der bereits einmal verlängert wurde, noch einmal ver- 
längert. - In der Aussprache wird die frühere Reglerung 
getadelt, die es sich habe gefallen lassen, daß der Kre- 
dit als Goldschuld bezeichnet wurde, obwohl Iingland in- 
zwischen vom Prinzip der Golddeckung abgegangen sel und 
das englische Pfund erheblich an Wert verloren habe. - 
Ein Beschluß kommt nicht zustande, — Der Finanzminister 
weist im Laufe der Debatte darauf hin, daß man sich end- 
lich einmal bewußt werden müsste, daß die Rückzahlung 
der Anleihen versprochen sei. Und ein Versprechen müsse 
man bekanntlich halten. 


Um die Auslandsschulden der zussmmengebrochnen Öster- 
reichischen Credit-Anstalt zu decken, müsse der Bund 
Wege finden, die den Bundeshaushalt möglichst wenig be- 
rühren. BK Nollfuß und VK Winkler berichten dem Mini- 
sterrat über einige Möglichkeiten. Der Ministerrat 
"nimmt diese Mitteilungen zur Kenntnis." 


Nr. 809 - 23. Juni 1932. - Vorsitz: VK Dr, Winkler, 


VX Winkler teilt dem Ninisterrat mit, daß er von BK Dr, 
Dollfuß aus der Schweiz Bericht erhalten habe, daß die 
Anleiheberhandlungen zwar noch zu keinem Ergebnis ge- 
führt hätten, daß es aber durchaus noch möglich sei, 
daß sowohl Frankreich als auch England dem Bund neue 
Gelder zur Verfügung stellten. "Der vyiinisterrat nimmt 
den Bericht zur Kenntnis." 


Infolge der überaus schlechten Finanzlage des Bundes 
sollen auf Vorschlag des Finanzministers Weidenhoffer 
die Gehälter der Bundes- und Bundesbahnangestellten ab 
Juli 1932 in zwei Raten (zu 60 und 40%) gezahlt werden. 
Der Ministerrat stimmt zu. 


Kredit der 
Bank von 
England. 


Credit-Anstalt 


Ankeihever- 
handlungen mit 
Frankreich u. 
England. 


Ratenweise Ge- 
haltszahlung 
an Bundes- und 
Bundesbahnan- 
gestellte, 
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In Donawitz (Steiermark) ist es zu Ausschreitungen so- Suspendierung 
zialdemokratischer Elemente gekommen, die von der eben- Ba 
falls sozialdemojratischen Polizei nicht gebührend ge- in Donawitz. 
straft worden sind, Landeshauptmann Rintelen schlägt 

Entfernung der fraglichen Beamten vor. Es wird aber von 

einigen Ministern, u. a. auchvon Schuschnigs, 

darauf hingewiesen, daß man die Soz.-Dem. nicht vor den 

Kopf stoßen dürfe, da die Regierung bei der Behandlung 

neuer Gesetzesvorlagen vor dem Parlament ihre Unter- 

stützung brauche. 


Nr. 813 — 4, Juli 1932. — Vorsitz: BK Dr. Dollfuß. 


Dr. Dollfuß berichtet über seine Verhandlungen in Lau= Anleihe- und 
sanne. Italien habe den Anleihebes 'rebungen Österreichs en 
freundlich gegenüber gestanden (Außenminister Grandi). Lausanne. 
Auch Frankreich habe durch Ministerpräsident Herriot 

sein Einverständnis erklärt. Die "freundlichste Haltung" 

haben Deutschlands Vertreter, Reichskanzler von Papen, Stellung 
Außenminister von Neurath, Finanzminister Schwerin und EN 
Landwirtschaftsminister von Braun eingenommen. Engl.and 

habe nach anfänglichen Schwierigkeiten formeller Art 

ebenfalls zugestimmt (Finanzminister Chamberlain). Bel- 

sien und die Kleine Entente haben sich schließkich in 

ihrer Haltung Frankreich angeschlossen. 

Die Anleihe wird etwa 275 Mill. Schilling betragen, sich 

auf 20 Jahre erstrecken und sich folgendermaßen auf die 

einzelnen Länder verteilen: 


England 100 Mill. Schilling 
Frankreich 180. 
Italien 30-35 " 9 
Schweiz (event.) Bor ® R 
Deutschland al r 
Belgien ee " 
Holland 0 nr 
Tschechoslowakei Sa ui 


Dann teilt Dollfuß noch Einzelheiten des Anleiheproto- 
kolls mit: Währungsfragen, Berichte über den Fortgang 
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der Wirtschaftssanierung u. a.). — Abschließend berichtet 
Dollfuß über Clearing-Verhandlungen mit Italien, der 
Schweiz und Deutschland, die Alle günstig für Üsterre ich 
verlaufen seien. - 


Die Einnahmen aus dem Tabakmonopol und den Zöllen sol- Gelder aus 


len vom Finanzminister zur Zahlung von Auslandsver- A 
pflichtungen und der Überschuß zur Zahlung der Gehäl- für Gehälter 
ter benutzt werden. - Der \inisterrat erteilt seine 

Zustimmung. 


Nr. 817 ——- 19. Juli 1932. — Vorsitz: Dr. Dollfuß. 


Dr, Dollfuß fordert einmütige Haltung des Ministerrats Anleihevertrag 
bezüglich der Anleihefrage. Die einzelnen Minister stinm- 1932. 

men überein, daß die parlamentarischen Verhandlungen in 

diesem Sinne beeinflußt werden müssen. Sehuschnigg be- 

sonders weist darauf hin, daß die Regierungsparteien 

in jedem Falle verantwortlich gemacht werden würden. 

Minister Dr. Resch kritisiert die Haltung Deutschlands; 

nach den Ausführungen Dollfuß' hätte man erwarten müs- 

sen daß Deutschland weit positiver für die Anleihe ein- 

treten würde. 


Nr. 820 -— 1. August 1932. - BK Dr. Dollfuß, 


Die NSDAP in Österreich hat für Herbst 1932 eine Zund- Kundgebungen 
gebung auf der Prateriiese beantragt. Die Anfrage, ob er 
dies genehmizt werden könne, wird zunächst zurückge- 

stellt (auf Vorschlag Dollfuß'Y und die Stellung der 

NSDAP und ihrer Tührer in Österreich selbst behandelt. 

Schuschnieg weist darauf hin, daß Theo Habicht sich in Schuschnigg 
Linz unkorrekt verhalten habe, Er stimmt einem Antrag 

des Ministers Ach zu, Habicht im Wiederholungsfalle aus- 

zuweisen. Mit Ausnahme des Min. Rintelen ist sich das Ka- 

binett nach Zussprache darüber einig. - Dollfuß kündigt 

baldige Stellungnahme der Regierung zur NEDAP überhaupt 


an. 7% 
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Nrs 823 ° = 206, August 1932. - Vorsitz: Dr. Dollfuß. 


Minister Ach teilt mnächst mit, daß zum Landespartei- kinreise Adolf 


tag der NSDAP in Wien auch Adolf Hitler erscheinen ee 


wolle. Es soll neben Veranstaltungen inSälen vor al- 
lem eine Parade auf den Praterwiesen und am Abend 

ein Fackelzug stättfinden. Teilnehmerzahl: 300.000 
nach Angaben der Partei, also etwa 150.000 Mann in 
Wirklichkeit.-Nach Ansicht des Ministers sei ein Ver- 
bot der Veranstaltung nicht ratsam, weil es für die 
Nat.-Soz. bestimmt ein zugkräftiges Agitationsmittel 
sein würde. Er schlägt deshalb vor, nur den Feckel- 
zug. zu verbieten. Die gesamte Veranstaltung nicht zu 
erlauben, sei auch deshalb schwierig, 'weil für den 
gleichen Tag ein sozialdemokratisches Sängerfest ge- 
plant sei, das s'cher genehmigt werden würde. 
DolılfuB äußert sich folrendermaßen: Beide Fra- 
gen, sowohl die des Veranstaltungsverbots wie die der 
Einreiseerlaubnis für Hitler, müssen genau geprüft 
werden. Die NSDAP stehe der Regierung nicht freund- 
lich gegenüber; innerpolitisch würde trotzdem ein Ver- 
bot des Parteitages unangenehme Folgen haben. Mit der 
Einreiseverweigerung für Hitler brauche sich die Re- 
gierung nicht zu befassen, wenn der Landeshauptmann 
von Wien sie aussprechen würde. 

Rintelen ist für Genehmigung der Veranstaltung 
in vollem Umfange und auch für die firteilunge der in- 
reiseerlaubnis Hitlers, besonders nachdem man aus- 
ländischen Kommunisten die "inreise nicht verwehrt ha- 
be. Geren Hitler einzuschreiten hätte man nur Grund, 
wenn er sichvdie innerösterreichischen Angelegenheiten 
einmische. 

Schuschnigg meint, die Bundesregierung habe 
keinen Anlaß, den Nat.-Soz.bei ihrer Agitatioh Vor- 
schub zu leisten, wobei noch zu berücksichtigen sei, 
daß Hitler vielleicht sein österreichisches Herz ent- 
decken würde. Die Versammlung unter freiem Himmel solle 
verboten werden, weil sonst die Sicherheit von Wien 
aufs Spiel gesetzt würde. Das Einreiseverbst für Hit- 


Ach 


Dollfuß 


Rintelen 


Schuschnigg 
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ler könne jedoch nicht aufrecht erhalten werden, weil 

man diesem damit cine größere Bedeutung zumessen wür- 

de, als ihm zukomme. Außerdem sei zu bedenken, daß 

Hitler oder einer seiner Parteiführer in nächster Zeit 
vielleicht der Reichsregierung angehören wird. Hitler 

solle also für den Einzelfall die Einreisegenehnigung 

erteilt werden; er dürfe aber nur im geschlossenen 

Raum sprechen. - 
Minister Jakoncig teilt die Auffassung Schtusch- Jakoncig 
nirgs. 

Im weiteren Verlauf der Aussprache wird die Frage des 
Binreiseverbots von der des Versammlungsverbots ge- 

trennt. Auf Vorschlag Winkler s wird sogar das 
generelle Rinreiseverbot aufgehoben. Die I'rage einer 

Zulassung von Versammlungen im Rahmen des Parteitages 

der NSDAP soll der Bundeskanszler und Minister Ach ent- 

scheiden. Bei einem Verbot von Versammlungen wäre si- 

cher auch eine Einreise llitlers nicht zu gewärtigen. 


Nnu 852 = 8 'är 3. - Vorsitz: Dr. Dollfuß, 





Über zwei Stunden Aussprache über die Frage, ob über Handhabung des 
Versamnmlungs- 


70 sozialdemokratische Versammlungen an einem Tage in yarbote, 


Wien als "Vereins"-Versammlungen oder als politische 
Veranstaltungen zu betrachten seien und also dem all- 
gemeinen Verssmmlungsverbot verfädlen müssten oder 
nicht. Endlich wird doch eine bedingte Fihigkeit der 
Minister geschaffen und das Verbot der Versammlungen 
beschlossen. 


Nr. 864 - 4, April 1933. - Vorsitz: Dr. Dollfuß. 


Ministerislret Dr. Ri z z i berichtet zunächst über Lausanner An- 
leihe; Credit- 


den Stahd der Anleiheverhandlungen in den fraglichen Anstalts-Abkommen 


Ländern, Danr werden Einzelbeiten besprochen, die 
sich auf Tilgung, Deckung, Rückzahlung usw. beziehen. 


% 
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Nr. 874 _ 12. Mai 1933. — Vorsitzs Dr. Dollfuß. 


Fe y berichtet eingangs: Aus Deutschland wollen zu Besuch von Poli- 
tikern aus dem 
Deutschen Reich 
und Österreichs in Wien erscheinen: Reichskommissar in Wien. 


Dr. Frank, Landtagspräsident Kerrl und Staatsminister 
Kube. Es sei zu befürchten, daß es zu volitischen 


einem angeblichen Juristentag der NSDAP Deutschlands 


Kundgebungen bezw. zu Zusammenstößen kommt. Fin Ein- 
reiseverbot sei aus ersichtlichen Gründen nicht rat- 
sam. Man könne sich nur so helfen, daß man den "Her- 
ren" aus dem Deutschen Reiche jede politische Auße- 
rung untersagt. In diesem "inne fasst später Dollfuß 
die Ergebnisse einer Aussprache zusammen. — Später 
ändert sich die Situation dadurch, daß bekannt wird, 
daß nur Frank erscheinen werde, wenn Kerrl und Kube 
nicht Gelegenheit haben würden, auf dem Juristentag 

zu sprechen. Man einiget sich dann darauf, daß die Nat.- 
Soz. nur eine Türkenbef: eiungsfeier oder eine Juristen- 
tegung veranstalten dürften. Winkler hält den 
Augenblick einer endgültigen Stellungnahme der Regie- 
rung zur NSDA’ noch nicht für gekommen. Fe y ermahnt, 
nicht zu nachgiebig zu sein. Schuschnige be- 
stand steht darauf, den Nat.-Soz. nur eine Veranstal- 
tung zu bewilligen. Das wird dann auch vom NWinisterrat 
gutreheißen. 


DoııFf muB schlägt vor, für eventuelle Unruhen an Aufrechterhal- 
tung der Rıhe u. 
(ränung an den 
zu machen und sie eventuell mit Kürzung ihrer Bezüge Hochschulen. 


den "ochschulen die Professoren und Rektoren haftbar 


zu bestrafen. Schuschniäigg meint, auch mit 
Polizeirewalt vorzugehen und die Autonomie in Falle 
von Unruhen aufzuheben. — Nach kurzer Aussprache wird 
dem Unterrichtsministerium aufgegeben, die Frage zu 
untersuchen, dabei aber bedacht zu sein, von der In- 
anspruchnahme der ”olizei möglichst Abstand zu nehmen, 
da schwierige Fälle entstehen könnten, z. B. Wider- 
stand der Studenten, versehentliche Bestrafung von 


susländiscken Studenten u. 3. 


Right-Bottorn Alignecd 


Left-lop Aligned 
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ür. 380 _-_ 9. Juni 1955. - Vorsitz: Dr. Dollfuß, 
Die Disziplinarkomnission bein Bundeskanzlerant für Besondere Dis- 
die Jahre 1933, 1934 und 1935 wird aufgestellt. Neu- ziplinarkommis- 


sion beim Bun- 
städer-Stürmer, der den Vorsitz führen sollte, wirä deskanzlerant. 


für diesen Posten abgelehnt, weil er in seiner Eigen- 
schaft als Bundesbesnter bereits außer Dienst gestellt 
ist..An seine Stelle als Vorsitzender triit dann der 
Sektionschef Ignaz Ruber. Die Lister der Disziplinar- 
kommission umfasst etwa 80 Namen. 


“Minister Te y stellt den Antrag, ein freiwillises Aufstellung 
österreichisches Schutzkorps aufzustellen. Für die zu In Da 
erwartenden Aufstände der Nationalsozialisten sei die reichischen 
Zahl der Folizeimannschaften und der gesamten Staatse SOUUDAKOLDE 
exekutive viel zu gering. Nan müsse die "abenteuerli- Fey 
chen Fläne oppositioneller Gruppen" von vornherein zu 

verhindern suchen. Insbesondere lasse sich "ein Vorge- 

hen der Regierung gegen die nätlonalsozialistische Par- 

tei’ nicht mehr länger vermeiden. 

Vizekanzler Winkler erklärt sich mit dem Vor- Winkler 
schlag Feys nicht einverstanden. Der Landbund und die 
Foontkäanpferverbände würden sich im Ernstfall nicht von 

einem Nann befehlen lassen, der aus einem anderen poli- 

tischen Lager stamme. Und es sei doch zu erwarten, daß 

für das Schutzkorps in der Hauptsache Männer der Heim- 

wehren in Frage kommen. Er meint, daß ein Ausbau der 

Gendarmerie das Gegex&bene sei. Außerdem sei es nicht 
zweckmsßig,wenn zu den vorhandenen staatlichen öchutz- 
organisationen, dem Heer, der Polizei, der Gendarmerie 

und den militarischen Assistenzkörpern noch ein selb- 

standiges Schutzkorps trete, der eigenen Kommandanten 

mit sehr weit reichenden Funktionen unterstehe, 

Minister Vaugo in kann der Außstellung eines Vaugoin 
Schutzkorps nur zustimmen, wenn es nicht "eine zweite 

Armee" sein würde, sondern wie alle anderen Wehrorgani- 

sationen der Sicherheitsexekutive angegliedert würde. 

Im übrigen nehme zwar in Tirol und Salzburg die Zahl 

der Nat.-Soz. noch zu, im anderen Bundesländern sei da- 

gegen ein Stillstand und in Wien sogar ein Rückgang zu 12 
bemerken. 


Right-Bottorn Aligneecl 


Left-lop Aligned 


Schuschnigg stimt den Vorschlägen Feys zu. 
Er geht sogar noch darüber hinaus und fordert, daß die 
gesamte körperliche Ertüchtigung der Jugend unter staat- 
liche Kontrolle gestellt wird. 
Neustädter-Stürmer tritt für Annahme 
des Vorschlag Feys ein. Fey als Sicherheitsdirektor sei 
der einzige Mann, der die Notwendigkeit eines Schut2z- 
korps zur Aufrechterhaltung der Ruhe und Oränung fest- 
stellen könne. Seine Auff>ssung müsse sich unb. dingt. 
die ganze Regierung zu eigen machen. Im übrigen müsse 
men nach wochenlangen Verhandlungen endlich in diesen 
Punkte einmal zu einem Beschluß kommen. 

Nach Debatte wird die Aufstellung eines staat\ichen 
Hilfskorps“ Yinister Fey wird’den vorbereitenden Arbei- 
ten betraut. 


Fe y beantragt die Auflösung der NSDAP und ihrer Ur- 
ganisationen und das Verbot der Betätigung. 

Minister Schumy erklärt, daß man auch die Sozial- 
demokratische Partei verbieten müsse, wenn man äle nab,.- 
soz, Partei auflöse. Außerdem scheine ihn zumindest der 
Zeitpunkt nicht der richtige; denn wenn einerseits ver- 
sucht werden solle, zum Deutschen Reich normale Bezie- 
hungen herzustellen und auf der anderen Seite die NSDAP 
aufgelöst würde, so sei das keine klare Linie. 
Vaugoin dagegen ist für sofortige Auflösung der 
NSDAP. Eile tue ot. Man könne nicht dasselbe Verfahren 
snwenden wie gegen die 802.-Den,, deren Betätigung man 
Stück für Stück unterbunden habe, Man müsse vielmehr ge- 
gen die NSDAP "in drastischer Weise" vorgehen. 
Neustädter-Stürnmer ist ebenfalls für 
sofortiges Verbot der NSDAP, Er geht sogar soweit daß 

er sagt, bevor die NSDAP in Österreich nicht verboten 
sei, könne es zu keiner Verständigung nit Deutschland 
kommen. Die Regierung müsse die Macht, die ihr zustehe, 
auch zielsicher anwenden. 


IR 


Te 


Schuschnigg 


Neustäd6sßr- 
Stürmer 


Verbot der 
ISDAP in 
Üsterreich. 


Schumy 


Vaugoin 


Neustädter- 
Stüpmsr 
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Winkler bemerkt, daß die österreichische Regierung 
m Falle der Nab.-Soz. einen gemäßigten Standpunkt einneh- 


ja 


men müsse, "Im Interesse der Stütbzung des Regimes dürfe 
der Anschlußgedanke nicht als Kochverrat bezeichnet wer- 
den‘! Die bisherige österreichische Politik, an der er 
selbst, Dollfuß und andere jetzige Minister ebenfalls 
führend beteiligt sewesen sei, habe auch stets eine Zu- 
sammenarbeit mit Deutschlsnd propagiert. Die Üsterrei- 
cher seien ja ein"deutscher Stamm”. Das Vorgehen Deutsch- 
lands sei zwar "brutal und unnenschlich", aber ein Ver- 
bot der NSDAP in Österreich würde den vollständigen 

Bruch mit Deutschland bedeuten. Nicht nur die österrei- 
chische Jugend, sondern auch das Ausland, besonders Eng- 
lsnd und Italien, sei interessiert daran, die Spannung 
Österreich-Deutschland zu mildern. Van müsse alle Üster- 
reicher davon überzeugen können, daß die"Katastrophenpo- 
litik" Hitlers in Deutschland ein Unglück sei und dadurch 
das Anwachsen der NSDAF in Österreich zu verhindern su- 
chen. In dieser Richtung sei aber noch nichts getan wor- 
den. Die Propaganda der Regierung sei viel "zu eng und 

zu kurz". Er beantragt die Zurückstellung eines Beschklus- 
ses, bis auf der Weltwirtschaftskonferenz die politische 
Lage auch mit dem Ausland besprochen sei. 

Fey betont nochmals die Notwendigkeit, die NSDAP auf- 
zulösen. Die sozialdemokratische Partei zu verbicten wäre 
dagegen nur ein Willkürakt, die im Auvenblick nichts ge- 
gen sie vorliege. 

Do1l1fuRB verspricht sich dagegen von der Auflösung 
der NSDAP keine Vorteile, vor allem keine außenroliti- 
schen. 

Ohne Beschlußfassung wird die Aussprache beendet. 


3. 


Winkler 


Fey 


Dollfuß 


Schuschnis,g beantragt schärfere Maßnahmen Maßnahmen ge- 


gegen den Mißbrauch der Pressefreiheit. Die Notwendigkeit, 


en den NMiß- 
rauch der Pres- 


entsprechender Veroränungen wird von allen ilinistern be-sefreiheit. 


jaht. Einem Ausschuß (Schuschnigg, Vaugoin, Winkler,Fey) 
wird die Ausarbeitung übertragen. 


Su 


& 
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Auf einen Antrag Yinklers beschlieit der Nini- Ministerkomitee 
für Aufklärung 


sterrat die Aufstellung eines Komitees Tür Aufklärun:s 
ee Sr ee * ® TUN und Propaganda 


und Propaganda. Äs setzt sich zusammen aus: Doliruß, 
"inkler, Schuschnigg, Fey und Iludwis. 


Die Aussprache mit WMussolini habe sich in gleich freund-Bericht des 
schaftlicher Weise vollzogen wie zu Ostern, obwohl in re 
der Zwischenzeit Goebbels und Göring in Rom gewesen nisse seiner 
seien. line Unterstützung der österreichischen Belange Reise nach Rom. 
‚egenüber Deutschland sei nicht zur Sprache gekommen. 

r selbst stehe nach wie vor auf dem Stanäpunkt, "daß 

aich Österreich und Deutschland ohne Intervention Drit- 


bi 02 


ter verständigen müsse." 

In Bezug auf die Südtiroler Frage habe lMussolini ange- Südtirol 
deutet, "daß Italien in absehbarer Zeit bezüglich der 

Zulassung des deutschen Privatunterreichtes in Südti- 

rol Zugeständnisse machen und bei deren Verlautbarung 

ausdrücklich betonen werde, daß dieses Entgegenkommen 

an die Süätiroler Deutschen dem«freundschaftlichen Ein- 

stellung gegenüber Österreich entspringe." 

Das Konkordat sei "mit den von Österreich gewünschten Konkordat 
Zusätzen’unterzeichnet worden. 


In einer Beilage werden einzelne Punkte der staatsgefähr- MTütigkelt 
denden Tätigkeit der NSDAP aufgestellt, "die sich ins der NSDAP 
Unendliche vermehren ließen". Die Zusammenstellung soll 

die Grundlage bilden für die /nträge Feys auf Verbot der 

NSDAP und auf Errächtung eines freiwilligen österrei- 

chischen Schutzkorps. (Wie zus dem Sitzungsprotokoll 

hervorgeht, wurden diese Anträge jedoch nicht zum Be- 

schluß erhoben.) 


Nr. 881 _- 13, Juni 1933, - Vorsitz; VK Dr, Winkler. 


# 


In Abwesenheit des Bundeskanzlers stellt Fey anhand Besondere Naß- 
. 1i h r. & L 7 mm akt "7 d Yy + o nahnen zur Auf- 
einer neuerlichen Liste? der"Terrorakte" der Nat.-802. „echterhaltung 


‚iederum den Antrag auf Verbot der NSDAP. Gegen einige der Ruhe und 
Ordnung. 
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Führer der Partei habe er bereits Gewalt anwenden las- Fey 
sen; sie befinden sich in Polizeigewahrsam. Die Hochschu- 
len sinä geschlossen. 
Schuschnigg bericıtet Einzelheiten über die ochusc hnigg 


Unruhen an den Hochschulen. Die Professcren stünden in 

vielen Fällen den nat.-soz. Demonstrationen nicht nur 

taetenlos sesenüber, sondern förderten sie sogar. Die Ex- 
territorislität der Hochschulen müsse aufgehoben werden. 
Dol1l1fwuRB hat aus London telefoniert, die NSDAP Dollfuß 
solle nach Nöglichkeit nicht verboten, aber ihre Tatig- 

keit lahngelegt werden. 

Vaugoin und Neustadter-Stümer stimmen dem Verbotsantrag Vaugoin, 
Feys zu. 

Die Aufstellung der Sicherheitsdirektoren in den Län- 


Stürmer 


dern müsse beschleunigt werden. Ihnen sollen auch die Sicherheits- 


N 


er, 


Neustädter- 


Hochschulen unterstellt werden. direktoren 
Für die Bundesangestellten und für Lehrer wird die Zu- 

gehörigkeit zur NSDAP verboten. 

Winkler ist dsfür, einen Beschluß über die Auflösung der 

NSDAP nicht vor Rückkehr des Pundeskanzlers sus London 

zu fassen. 

Fey umndS chuschnigg wenden sich dagegen. l'oy;, 

Für die Ausspredhung des Standrechts seien,nach Wittei- Schuschnigg 


lung Winklers,alle Vorbereitungen getroffen. 

Die Klärung einiger juristischer Fragen, die im Zusanm- 

menhang mit dem Parteiverbot stehen (z.3.Mandatsverlust) 

wird zurückgestellt und die Beratung über die Aufstel- 

lung der Sicherheitsdirektoren aufgenomnen. Die Yerso- vicherheits- 
nenliste wird von Fey aufgestellt. Der Posten des dirckboren. 
Sicherheitsdirektors für Tirol bleibt vorläufig unbe- 

setzt, da der vorgesehene Dr. öteidle bei einen Atten- 

tat verletzt und dienstunfähig ist und nan sich über 

einen Ersstzmenn nicht einig werden kam. 

Der nächste Punkt der Beratung ist die Aufstellung des Freiwilliges 
freiwilligen Schutzkorps. Fe y erneuert seinen An- Schutzkorpse. 
trag aus der vorigen Sitzung und begründet ihn jetzt 

damit, daß das Bundesheer im Ernstfall für die Sicherung 

im Innern nicht zur Verfügung stehe; es werde denn an 

der Grenze gebraucht. 


9% 
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über die Aufstellung des Schutzkorps, das nur im äu- 
Bersten Notfall und "bei Gefahr im Verzuge" einberufen 
werden darf, ist sich der Ninisterrat einig. Es entwik- 
kelt sich nur noch eine langere Aussprache über die 
Kompetenz der Einberufung. Fey möchte in jedem Talle 
selbst über die Einberufung entscheiden; verschiedene 
Minister wollen dafür aber die Sicherheitsdirektoren 
heranziehen. ilan einigt sich schließlich auf eine Zwi- 
schenlösung: bei Gefahr soll Fey bestimmen, muß aber 
nachträglich die Zustinmung des ıinisterrates einholen. 


Angehängt sind einige Beilagen: Listen von'"Terroraktio- 
nen" der Nat.-Soz. aus der letzten Zeit, besonders Wer- 
beplakate des SA-liochschul-Sturns 34/15. Sie sollen die 
Grundlage bilden zu Feys Antrag auf Auflösung der NSDAP. 


Nr. 882 _-__14. Juni 1933, — Vorsitz: VK Dr, Winkler, 


entere: 


Staatssekr. Peter gibt auf Anweisung des Bundeskanzlers, 
der zur Weltwirtschaftskonferenz in London weilt, eine 
sachliche Darstellung der Verhaftung Wasserbäcks in 
Berlin. Zr stellt die Verhaftung als Gegenmaßnahme zur 
Verhaftung Habichts in Wien dar. Weitere außenpoliti- 
sche Schritte zu unternehmen hält er in Anbetracht der 
Weltwirtschaftskonferenz für unklug. Vaugoin und Stok- 
kinger wünschen zwar Beschwerde beim Völkerbund und 
beim Internationalen Gerichtshof im Haag, aber auf den 
vermittelnden Vorschlag Burescha wird der Bericht Ve- 
ters nur "zur Kenntnis genommen". 


Fey berichtet wiederum über die Verhaftungen von 
Nat,-Soz. in Anschluß an Demonstrationen u. a. Er ist 
der Meinung, daß für die Verhaftungen, die er angeord- 
net hat, genügend Grund vorgelegen habe. Ihm stimmen 
STOCKinger 3 Wal 8:90,12 uUnd=Nre u BR 0 
ter-Stürner zu. Sie fordern strengste Maß- 
nahmen gegen die nationalsozialistischen Umtriebe. 
Schuscehnigg hält die Verhaftungen ebenfalls 


Fey 


Tätigkeit der 
NSDAP 


Vergehen der 
deutschen Behör 
den gegen den 
österreichische: 
Presseattach® 
Dr. lasserbäck 
in Berlin, 


Politische Lage 


Stockinger, 
Vaugoin, 
Neustädter- 
Stürmer 


Schuschnigg 


& 
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für gerechtfertigt. ur WTinkl.er gibt der Nel- Winkler 
nung Ausdruck, daß eine Verhaftung auf bloße Verdachts- 
momente hin mindestens übereilt erfolgt sei. Tey habe 
entschieden seine Kompetenzen überschritten. Er kriti- 
siert überhaupt den derzeitigen Kampf gegen die N&DAP. 
Auf diese Weise sei keine Ruhe zu schaffen, besonders 
wenn man bedenkt, daß z.B. die Presse von Partelen der 
Regierungskoalition dauernd in übler Weise die Regierung 
und ihre \aßnahnen kritisiere. -— Eine finigung wird 
wieder einnal nicht erzielt, und "der Ministerrat be- 
endet die Debatte ohne eine konkrete Beschlußfassung." 


Minister: Buresch te&!t mit, daß die interministeriellen Zündulttel- 
Besprechungen soweit gediehen seien, daß die Verordnung BLEUST 
über die Neuerung der Zündmittelsteuern erlassen werden 
könne. "Durch den Ertrag der neuen Steuer werde ermög- 
licht werden, den Stand der Gendarmeriebeamten um Z00 
Mann zu erhöhen. 


Wieder ist eine Liste über Demonstrationen von National- Titigkelt 
sozialisten angehängt. der NSDAP 


Nr. 884 - 19. Juni 1933. _- Vorsitz: BK Dr. Dollfuß. 


Nach einen Bericht des Ministers Vaugoin über Innerpolitische 


& 2“ n Lage; Maßnahmen 
ein Handzranatenattentat auf eine marschierende Truppe repen die NSDAL 


bei Krens, das vermutlich von Nat.-Goz. ausgeführt wor- 


Vaugoin 
den sei,erneuert Fe y seinen Antrag auf Verbot der Fey 
NSDAP und schlägt zugleich vor, zum Abschreckung die 
Todesstrafe einzuführen, Schuschnigg habe Schuschnigg 
sich ihn gegenüber dazu berilets geäußert; Paragraphen 
irgendwelcher Gesetze dürften im Ernstfalle keine Rol- 
le spielen. — Gegen das Verbot der IWSDAP wenden sich 

bachinger 


Bachinger und vor allem wieder W 1 n.& 1 9,0% TAnklan 
Er leg in langen Ausführungen dar, daß alle Verhaftun- 

gen und anderen !aßnahmen der letzten Zeit fast aus- 

schließlich nur auf Vermütungen hin erfolgt seien. In 


24 
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der Bevölkerung haben sie auch durchaus nicht die erwünsch- 


te Zustimmung gefunden; besonders nach-denm die Verhafte- 
ten in den meisten Fällen die Verhafteten freigelassen 
werden mußten, weil die Verhöre keine konkreten Anhalts- 
punkte für eine Bestrafung ergeben haben, habe sich im 
Volk die Meinung verbreitet, die Aktion gegen die NSDAP 
werde ganz willkürlich geführt. Bur sch warnt vor 
übereilten !aßnahmen. Die Nat.-Soz. haben zwar "wie die 
Bolschewiken" die Übung, ihre Politik vom Vollzug zu 
trennen, inden die ?Zolitiker erklaren, von den Gewalt- 
skten nichts zu wissen, aber ohne konkrete Untersuchungs- 
ergebnisse könne weder an eine Bestrafung einzelner, noch 
an die Auflösung der Organisationen, noch an ein Verbot 
der Partei gedkeh Die Einführun. des Standrechts bezw. 
der Todesstrafe halte er für unbegründet, es würde sich 
kein Richter finden, der auf bloße Vermutungen hin etwa 
ein Todesurteil fällen würde. Mit Unterstützung vauseins 
und Neustädter -Stürmersa wederheält 
Fe y seinen Verbotszntrag. Seiner Ansicht nach gebe 

es in der Bevölkerung niemand, der in den fttentätern 

der letzten Zeit nicht die Nat.-S0oz. sehe. Schuss c h- 
nigeg ist ebenfalls für sofortige Auflösung der NCDAP 
und ihrer Gliederungen, /berkennung der lländate der nat.- 
soz. ÄAbgeoräneten und #inführung des Standvechts und 
damit der Todesstrafe bei neuen !ttentaten. Wan müsse 
gegen die Nat.-Soz. in Österreich ebenso rigoros vorge- 
hen, wie die Nat.-Soz. in Deutschland nach ihrer Wacht- 
Übernahme gegen die anderen Parteien. Nach weiterer kur- 
zer Aussprache dränst Dol1lfuB auf Besdhlußfassung 
über Feys /nträge. Dem Antrag auf Auflösung der SA und # 
stimmen alle Yinister zu; bei der Zbstimmung Über Verbot 
und Auflösung der NSDAP enthääkten sich der Stimme: Wink- 
ler, Keeber, Schumy und Ütaatssekr. Bachinger. - weiter- 
hin regt Dollfuß an, der Bevölkerung bekannt zu geben, 
daR bei Wiederholung von Anschlägen gegen das Leben und 
die Sicherheit das Standrecht und die !lodesstrafe einge- 


führt würden. Um außenpolitische öchwieriskeiten möglichst 
zu vermeiden, soll ;chuschnigg in einem Radiovortrag - auf 


eigenen Vorschlag —- bekanntgeben, aus welchen Gründen die 
Regierung diese scharfen Maßnahmen ergreift, 
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Schuschnigg 
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Nr. 885 _- 21. Juni 1933. - Vorstiza BA Dr. Dollfuß. 


Beratung technischer und ?ersonalfragen in Zusammenhang Verwaltungsrat 


mit der Neuzusammensetzung des Exekutivkomitees und 
des Verwaltungsrates der Creditanstalt. 


X\r. 886 _- 23. Juni 1933. - Vorsitz: VK Dr. Winkler. 


Winkler berichtet über den vom ehemaligen Landesleiter Aufruf von 
der NSDAP Österreichs, Alfred Proksch, verbreiteten Auf- Froksoh 
ruf, worin der Übergang zum offenen Widerstand gegen die 

Regierung angekündigt wird. In Abwesenheit Feys und Vau- 

goins wird der Sektionschef Hecht beauftragt, die zu- 

ständigen Stellen anzuweisen, sofort die nötigen SI- 
cherheitsvorkehrungen zu treffen. 


Centered 


ir. 887 _-_28. Juni 1933. - Vorsitz: BK Dr. Dollfuß. 


Die Aufstellung der Hilfsexekutive ist bereits vom Mi- Richtlinien 
nisterr”t beschlossen; es handelt sich nunmehr um die stellung der 
Durchführung. F#s akekas haben sich in allerletzter staatlichen 
Zeit Situationaänderungen ergeben, besonders dadurch, 
daß verschiedene Verbände, wie z. B. die Frontkänpfer- 
vereinigung, sich nicht zur Teilnahme bereit erklärt 
haben; sie fordern vielmehr den Ausbau der milituri- 
schen #ssistenzkörper. Ihre Meinung wird vertreten 
äurch Winkler, Vaugoin und Neustädter-Stürmer. Auf der 
anderen Seite verlangt Fey und auch Dollfuß die Teil- 
nshme aller Verbände. Es komnt zu einer persönlichen 
tuseinandersetzung, in der Fey übergroße Machtensprü- 
che zum Vorwurf gemacht werden. Winkler und Neustädter- 
Stürmer dröhen ger mit ihrem Kücktritt. Schuschnigg 
sucht zu vermitteln: die Teilnahme an der Hilfsexekutive 
solle jedem Verband freigestellt sein. Demit sind aber 
beide Seiten nicht einverstanden. Trotz Ermahnungen von- 
seiten &s Vorsitzenden kommt man zu keiner Einigkeit, 
und die weitere Beratung wird vertagt. 


über die Auf- 


der Creditanst 
Neubesetzung 


Hilisexekutive. 
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BA: 


1933. _-_ Vorsitz: BK_ 


‚Dollfu3. 


Bericht über 


ET EL DER | ”ı IH - fl . 3] mn 
sale Tätigkeit der Pertei vom Deutschen Reich organi- die Innerpoli 
tische Lage. 


Fey berichtet: Nach dem Verbot der NSDAP sei die ille- 


siert worden. In München bestünde dafür ein besonderes 
Komitee eingerichtet wräenr, in dem auch Mix ehemalige 
österreichische Parteiführer säßen. Die Propaganda die- 
des Komitees sei sehr scharf. Minister und Heimwehrleute 
seien auf die schwarze Liste gestellt und für vogelfrei 
erklärt worde, besonders Fey, Dollfus und Vaugoin. Fey 
hofft, daß die Aufstellung des freiwilligen Schutzkorps 
die Tätigkeit der nab.-soz. Terrorgruppen wirksam über- 
wachen und unterbinden werde. - Dollfuß bezeichnet es 
Rücksicht auf 


"im Hinblick auf die Fremdenverkehrspropaganda” als un- 


Nr. 839 = 


erwünscht, daß aufgebauschte Berichte von versuchten 
Attentaten in die Zeitungen kommen. 


- 7. Juli 1933. - Vonsitz: BK Dr. Dollfuß. 
"jeder kommt es zu persünlächen Auseinandersetzungen 
“Winkler-Fey. Winkler will die Entscheidung über die 
Entziehung einer Gewerbeberechtigung von der Entschel- 
dung eines Ministerkomitees abhängig machen, während. 
Fey es durchaus als Ressortangelegenheit bevrachtet 
wissen will. Winkler dringt durch, und der Ministerrat 
ßt in seinen Sinne, 


1 0 | 


beschli 


Dollfuß berichtet über die Propaganda des bayrischen 
Rundfunks gegen Üsteregich und über die dagegen unter- 
nommenen Schritte (die nicht genennt werden). Der Be- 
richt wird zur Kenntnis genomnen. 


Auf Vorschlag Schuschniggs wird auf Grund des kriegs- 
wirtschaftlichen Ermichtigungsgesetzes eine Veralnung 

zur £bwehr wirtschaftlicher Schädigung durch Terror- 
akte erlassen. 


Fremdenverkehr 


Entziehung der 
Gewerbeberechti- 
gung wegen För- 
derung der Betö- 
tigung einer 
verbotenen Par- 
vei. 


Fropaganda des 
deutschen Rund- 
funks gegen 
Österreich. 


Verordnung über 
Abwar wirt- 
schaftl. Schädi. 
gung durch Ter- 
rorakte. 
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Nr. 895 _- 26. Juli 1953. - Vorsitz: BK Dr. Dollfuß. 


In der Aussprache über die VIII. Gerichtsentlastungs- 
nävelle macht Schuschnigg davon Mitteilung, 
daß er bereits daran arbädte, "die Jurisdiktion in po- 
litischen Delikten den Bezirksgerichten im allgemeinen 
abzunehmen und in einer Abteilung beim Bezirksgericht 
am Sitze des Landesgerichtes zu vereinigen, auf deren 
Besetzung im Wege der Festsetzung der Geschäftseinteil- 
lung durch den Gerichtshofpräsidenten Einfluß genommen 
werden könnte. Außerdem denke Redner daran, gewisse Be- 
zirksgerichte durch die Abnahme der Strafgerichtsbar- 
keit zu sträfen." Sicher war die Regierung mit Urtäl- 
len dieser Bezirksgerichte bei politischen Delikten 
(also wohl in erster Linie nat.-soz.!) nicht einver- 
standen.) 


Nr. 894 _- __16. Aug. 1933. - Vößstiz: BK Dr, Dollfuß._ 


Die österreichische Anleihe in Frankreich ist nun end- 
lich aufgelegt, wie Min. Buresch berichtet, Er macht 
noch einige Mitteilungen über die Anleihen in der 
Schweiz und in England.'"Die Bank von England habe auf 
den Ersatz von Zinsen verzichtet." Es muß nun an die 
Ausschreibung einer inneren Ahleihe gegangen werden. 
Der Kssenstand (der Nationalbank?) beträgt zur Zeit nur 
9 Millionen Schilling. 


Fey stellt den Antrag, die Gendarmfferie, besonders an 
der Grenze durch das Schutzkorps zu verstärken, Es ent- 
spinnt sich eine längere Aussprache, in deren Verlauf 
Winkler wieder Fey entgegentritt und auf seine 
Machtansprüche anspielt. Fey erhält aber die Zustimmung 
Schuschniggs, Vaugoins, Bureschs u.a. Und nachdem Doll- 
fuß sich ausdrücklich auf Feys Seite geschlagen hat u. 


erklärt, "wenn der Sicherheitsminister erkläre, er brau- 


che die Gendarmeiräßverstärkung, müsse sie bewilligt 
werden", wird der Antrag angenommen. 


VIII. Gerichts- 
entlastungs- 
novelle. 


Schuschnigs 


Maßnahmen ge- 
gen Bezirks- 
gerichte 


Lausanner 
Anleihe 


Bank von 
England 


Kassenstäand 


Heranziehung des 
Schutzkorps zur 
Verstärkung der 
Gendarmerie. 


Winkler 


Schuschnigg ,Vau- 
goin,Buresch, 
Dollfuß 
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Die ‚Internierung sicherheitsgefährlicher Personen wird er- 


Als Beilage zum Ninisterratsprotokoll: Verschlag von Verfall und Be- 
Verordnungen betr. die Beschlagnahme des Vermögens der VE ec 
verbotenen Parteien (kommunistische und nationalsozia- tener politisch 
listische). Die Bestimmungen sind streng, stellen aber Parteien. 

nur Zusätze zu den bestehenden Gesetzen und Verordnun- 


gen dar. 


Feys Antrag auf Verminderung der Kosten der öffentlichenVerminderung dei 
Sicherheit wird nach einigen formellen Änderungen an- en 
genommen. — Die Internierung bezw. Konfinierung sicher- Interneirung si. 
heitsgefährlicher Personen in Sammellagern oder Konzen- cherheitsgefähr 
trationslagern wird in dieser Sitzung überhaupt nicht licher Personen 
beschlossen, In der Aussprache stellen sich auf Seite 

Feys: Schuschnigg, Buresch, Vaugoin, Neustädter-Stür- 

mer. Vorbehalte machen Winkler, Schumy, Bachinger, 

Schuschnigg gibt Yiemlich deutlich zu, daß die Gerich- 

te den Anforderungen der letzten Zeit nicht gewachsen 

seien. Wenn er auch nicht für "Kopieren der deutschen 

Crudelitäten" sei, halte er doch strenge Maßnahmen für 

unerläßlich. Ganz allgemein wird gefordert, Rücksicht 

zu nelmen auf die innerpolitische Lage: der Fremdenver- Fremdenverker 
kehr dürfe nicht leiden; die Zeichnung der inneren An- Innere Anleiiy 
leihe dürfe nicht ungünstig beeinflußt werden; den be- 

vorstehenden Katholikentag solle man erst vorüberlassen. Katholikentag 


Auch in dieser Sitzung ist zu beobachten, daß Fey immer Fey 
mehr Macht an sich zu reißen bemüht ist. Dollfuß ist in 

diesem Falle zwar nicht anwesend; aber aus gelegentli- 

chen Bemerkungen in früheren Sitzungen kann geschlossen 

werden, daß er Fey voll vertraut. 


Nr. 897 _- __6. Sept. 1933. - Vorsitz: BK Dr. Dollfuß. 


Right-Bottorn Alignec 


PS 
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neut behandelt. Fey begründet seinen Antrag damit, daß Internierugg 
zweifellos für die nächsten Wochen eige geschlossene een: 
Aktion der Nat.-Soz. mit Unterstützung des Deutschen Kinberufung des 
Reiches zu erwarten sei. Winkler widerspricht ihm auch Br don 
in dieser Sitzung, und zwar in scharfem Tone. Er wirft militärischen 
ihm diesmal sogar vor, daßer allem Anschein nach auch Assistenzkörper 
ohne Zustimmung des Bundespräsidenten und des Bundes- 

kanzlers mit Hilfe der Heimwekr die Nacht in Österreich 

an sich reißen wolle. Fey widerspricht. Dollfuß schlich-Fey-Winkler 
tet den Streit und versichert ausdrücklich Fey nochmals 

seines vollsten Vertrauens. In Bezug auf die vorliegen- 

den Anträge will erjedoch auf Vorschlag einiger Mini- 

ster nochmals mit Starhemberg sprechen, und die Beschluß- Starhemberg 


fassung wird wieder einmal vertagt. 


Fey berichtet dem Ministerrat über das Attentat auf den Attentat auf 
Bundeskanzler, das der ehemalige Heeresangehörige Ru- BK Dollfuß 
dolf De rt il verübt habe. Der «ttentäter ist wegen 

seiner nat.-soz. Gesinnung bekamnt; sein Bruder sitzt 

wegen Hochverrats im Gefängnis. Die Untersuchung, ob 

etwaige Hintermänmner mit verantwortlich gemacht wer- 

den können, ist bereits im Gange. 


Nr. 906 - 10. Nov. 1933. - Vorstiz: BK Dr. Dollfuß. 


Schuschnigg stellt den Antrag auf sofortige Sinführung Einführung der 

des Standrechts undder Todesstrafe. Er erörtert in lan- Todesstrafe. 
gen juristischen Auseinandersetzungen die verfassungs- 

mäßigen Grundlagen zu der vorgeschlagenen Maßnahme. Ihn 

stimmen nach kurzer Debatte, in der mux hauptsächlich 

formale Dinge behandelt werden, alle anwesenden Mini- 

ster, ganz ausdrücklich Fey, zu, und der Antrag wird 

zum Beschluß erhoben. (Bem.: Vaugoin, Winkler und Schu- 

my gehören dem Kabinett nicht mehr an.) 
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Nr. 911__-__15. Dez. 1933. - Vorsitz: BK Dr. Dollfuß. 


Das erste Todesurteil, das vom Standgericht ausgepro- Urteil des 
chen worden ist, ist im Gnadenwege äufgehoben worden. he 
Schuschnigg sucht sein Verhalten und das des Bundes- 

präsidenten zu erklären: es hätte sich im vorliegenden 

Fälle nicht um ein hochpolitisches Vergehen gehandelt, 

außerdem sei der Verurteilte nicht ganz zurechnungsfä- 

hig. Immerhin erhält er nicht die Zustimmung des Mini- 

sterrates, der allgemein der Meinung ist, in Zukunft 

werde die gesamte Bevölkerung nichts mehr auf das 

Standrecht geben und der Regierung wiederum Schwäche 

vorwerfen. Auch Dollfuß ist einer Meinung mit den NMini- 

stern. Nit einer kurzen Debatte über Äußerungen des 
Bundespräsidenten, er werde in jedem Falle ein Todes- 

urteil mildern, wenn er darum gebeten würde, schließt 

die Rekıkkex Sitzung. 


Centered 


Nr. 915 _- 8. Januar 1934. - Vorsitz: BK Dr. Dollfuß. 


Dollfuß berichtet, daß er in letzter “eit versucht habe,Außerordentl, 
das Verhältnis zu den Nat.-Soz. in Güte zu regeln, weil ee: 
er annehme, daß dann auch die Beziehungen zum Deutschen nisse der Beson 
Reich sich bessern würden. Da seine Maßnahneyl aber in Corn 
der Bevölkerung als Schwäche ausgelegt worden sei, 50 

könne er "diesem Treiben" nicht tatenlos zusehen, Er 

bittet den Staatssekr. für des Sicherheitswesen, K a 

winsky, über die Ereignisse der letzten Zeit zu be- 

richten. Er sei der Meinung, daß dann die Regkärung dazu 

kommen werde, "den Ereignissen mit aller Festigkeit zu 

begegnen und damit vielleicht auch zur Klärung der Situ- Unstimmigkei- 
ation innerhalb der in der Regierung vertretenen Grup- Yale Ministe 
pen beizutragen.” - Karwinsky legt dar, daß in aller- . 
letzter Zeit die Nat.-Soz. eine Menge Demonstrationen 

und Anschläge verübt hätten, die härteste Maßnahmen der 
Regierung herausforderten. Insbesondere sä& die Einbe- 

rufung des Schutzkorps unerläßlich. Fey,Schuschnigg und 
Neustädter-Stürmen erklären in längeren Ausführungen ihr 


Einverständnis, die übrigen Minister ebenfalls. 
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Nr. 917 - 23. Januar 1934. — Vorsitz: BK Dr. Dollfuß. 


Dolifuß berichtet. Das einzige Thema seiner Ausfüh- 


rungen bildet das Verhältnis zu Deutschland. Vor Weih- 


nachten habe es zu einer befriedigenden Lösung kom- 
men können; es sei nämlich eine Aussprache mit Ha-. 
bicht vorgesehen gewesen. Seit Anfang des neuen Jah- 
res haben sich aber die Nat.-Soz. in Österreich so 
aufgeführt, daß er von sich aus keinen Wert mehr auf 
die beabsichtigte Besprechung hätte legen können.Sie 
sei wohl auch nun nicht mehr zu erwarten. Man müsse 
sich in Gegenteil mit dem Gedanken tragen, wegen der 
Terrorakte der Nat.-Soz. beim Völkerbund Beschwerde 
einzureichen. Der Ministerrat soll in einer späteren 
Sitzung sich nochmals damit beschäftigen. - Diesmal 
schließt die Betrachtung der außenpolitischen Lege 
ohne Diskussion. 


Nr. 919 - 1. Febr. 1934. - Vorsitz: BK Dr. Dollfuß. 


Die Aussprache, der die deutsche Antwortnote auf die 
österreichische Beschwerde zur Grun nd. ergibt 
keine neuen Gesichtspunkte. üs wird von Dollfuß und 
allen Ninistern - Schuschnigg ist nicht anwesend - 
verschiedentlich darauf hingewiesen, daß von Deutsch- 
land alle Versuche Österreichs, besonders des Bundes- 
kanzlers, das Verhältnis der beiden Staaten zu berei- 
nigen, dadurch unwirksam gemacht worden seien, daß 
Österreichs Beschwerden als nichtig oder belanglos 
hingestellt worden seien. Die Österreichische Regie- 
rung sei es nunmehr ihrem Volk schuldig, den Weg zum 
Völkerbund einzuschlagen. Daran könne auch der bevor- 
stehende Austritt Deutschlands aus dem Völkerbund 
nichts ändern. Über die Formalitäten des Schrittes 

in Genf wird später verhandelt werden müssen. — Die 
letzte Antwort Deutschlands wird einstimmig als "un- 
befriedigend" erklärt. 
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Nr. 920 - 5. Febr. 1934. - Vorsitz: BK Dr. Dollfuß. 


Gesandter HornbosteLl, der ziu Sitzung zuge- 
zogen worden ist, berichtet über das Elaborat, das 

dem Völkerbund vorgelert werden solle. Es sei darin 
das gesamte Beweismaterial zusammengetragen, aus dem 
hervorgehe, daß die österreichische Regierung den \eg 
nach Genf erst als letzte Möglichkeit gewählt habe. 
Alle Minister stimmen dem Entwurf zu und heißen den 
Beschwerdeschritt gut. Fe y bezeichnet wieder ein- 
mal die Lage des Österreichischen Staates als Notlage, 
die auuh in vielen Fällen Notwehrmaßnahmen erfordere. 
£r bittet, die Maßnshnmen, die er in seiner Eigenschaft 
als Sicherheitsminister bisher durchführte, in diesem 
Sinne zu betrachten und ihm auch in ähnlichen künfti- 
gen Fällen die Zustimmung nicht zu versagen. - In der 
weiteren Aussprache werden Vermutungen laut, wie das 
Ausland etwa auf Österreichs Schritt in Genf sich ver- 
halten werde. Frankreichs Haltung sei klar, unsicher 
dagegen die Englands, von der aber viel abhänge. Auf 
Italien dürfe man nicht rechnen. Ganz gleich, wie sich 
diese Großmächte stellen, innenpolitische Bindungen 
werde die österreichische Regierung niemals eingehen. 
In einer längeren zusammenfassenden Rede dankt Dollfuß 
dem Österreichischen Gesandten in Berlin, Tau - 
schi tz, für seine Tätigkeit. Dieser bezeichnet 

in seiner Äntwort verschiedene Stellen der neuesten 
deutschen Antwortnote als "unwahr", andere als unklar. 
Als Beispiel für die Unwahrheit der deutschen Behaup- 
tungen gibt er an, däß die deutsche Regkerung immer be- 
müht gewesen sein will, eine Einnischung in inneröster- 
reichische Verhältnisse zu vermeiden. In Wahrheit habe 
aber am 1.6.1935 eine Ministerratssitzung unter dem 
Thema "Sanktionen gegenüber Österreich" die 1000-Mark- 
Sperre beschlossen. - Genauer geht Tauschitz noch auf 
die Rolle Habichts ein. Ar sei der einzige Österreich- 
Referent beimFführer. In letzter Zeit sei er wegen der 
Mißeriolge in Österreich zwar etwas in Ungnade gefal- 
len, Seine Stellung sei aber nicht erschüttert; zumin- 
dest seien Gerüchte darüber ihm nicht bestätigt worden. 
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Nr. 937__- 15. April 1934. - Vorstiz: BR Dr. Dollfuß, 
Der Bundeskommissar füb Personalangelegenheiten, Dr. Bekämpfung sub- 
Fleisch, berichtet, daß im ganzen Bundesgebiet, ae betra- 
besonders in Karnten, unverstädnlicherweise noch viele Fletach 


Lehrer und andere Beänte regelmäßig NMitgliedsbeiträge 

an die verbotene NSDAP zahlen. Er fordert strenge lNaß- 
nahmen. Ihm zur Seite trift Fe y . Auch Dollfuß, Neu- Fey 
städter-Stürmer, Buresch u.a, schlagen strenge Bestra- 
fung von Beamten vor, die Nitglieder verbotener Partei- 
en sind. in ihre Stelle sollen zuverlussige Personen 
treten ohne Rücksicht auf Dienstgrad und Dienstalter, 
wichtige Posten sollen durch Komnissare ausgefüllt wer- 
den. Von einer Verlautbarung Jieser der Mitteilungen 
über die Zustände im Beamtenkörper wird unter Zustimmung 
aller Minister abgesehen. 


Centered 


Nr. 946 _- 6. Juni 1934, - Vorsitz: BK Dr. Dollfuß._ 
Neustidter-Stürmer schlägt als zuständiger Winister Bevorzugte Ver- 
vor, die Witglieder der VF bevorzugt durch die Arbelts- ve deln al 
ämter veruittlen zu lassen. Er gibb eine genaue Rang- VF durch die 
ordnung zur Debatte. Fey besonders meint, daß sich allerA"beitsnachwei 
hand Schwierigkeiten ergeben würden (verspätete Jus- 
stellung der Mitgliedskarten, Zugehörigkeit zur VF und 

zu anderen Wehrverbänden auch ähne vaterlandstreue Ge- 
sinnung u. a.). Außerdem würde bei der geringen Möglich- 
keit der Vermittlung die Einführung einer Rangordnung 
fast illusorisch sein. Er schlägt deswegen vor, jene 
Leute, die keine Verdienste um fen Staat nachweisen 
könnten, aus ihren Stellungen zu entlassen und än ihre 
Stelle vaterlandstreue Personen zu setzen.Es ist auf diese 

Weise zu hoffen, daß viele in die VE und in den Gewerk- 

schaftsbund einteeten. Starhemberg tritt Fey Starhenberg 
zur Seite und fordert strenges Durchgreifeh; zur Milde 

sei jetzt keine Zeit mehr. - Der Antrag wird dann ein- 


stimmig angenommen. 
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Vorschlag Feys, weitere 3000 Nann des freiwilligen &&k Bahnsicherungs- 
Schutzkorps einzuziehen, die die Sicherung der Bahn- dlnnat. 
körper und des angrenzenden Hinterlandes übernehmen 
sollen. Er meint daß die Audgaben, die dafür nötig sei- 
en, sich lohnen, da der Schaden, der schon durch ein 
einziges Attentat entstünde, weit größer sei. Buresch 
als Finanzminister und Dollfuß sind mit dem Vorschlag 
nicht einverstanden, besonders wegen der Kostenfrage. 

In der Aussprache wird überheupt eine einheitliche Mei- 
nung nicht erzielt, und es wird ein Kollegium emannt, 
daß nach weiterer Beratung den Beschlui fassen soll. 

Fey erreicht aber wenigstens, daß die im Dienst behalte- 
nen 2300 Mann des Schutzkorps bis Ende Juni im Dienst 
belassen werden, 


ass 3760. nee Kuh en ern sen. ec adunır Ben asien BarLEe es. 


Nr. 947 - 10. Juni 1934. - Vöfsitz: BK_Dr. Dollfuß. 


Dollfuß macht angesichts der Häufung von Anschlägen, Maßnahmen zur 
die seiner Meinung nach zu mindest 90% von Nat,.-Soz. Eee 
verübt seien, folgende Vorschläge zur verschärften Be- 
kämpfung des Terrors: 

1. die Einführung eines freiwilligen Ortsschutzes; 


2. Dislozierung des Bundesheeres, vor allem in 
Grenzgebieten; 


3. Verstärkung der Gendarmef{rie und Zollwache; 


4. standrechtliches Verfahren bei jedem Attentat, 
auch wenn dabei niemand getötet wird; 


5. Ansetzung einer Ergreiferprämie. 
Fey stimmt der Meinung Dollfuß'! zu, daß entschieden die 
Maßnahmen verschärft werden müßten und gibt dann eine 
Darstellung einzelner Terrorfälle. Nach seiner Meinung 
sei es gar nicht ausgeschlossen, daß die Nat.-Soz. mit 
Sozialdemokraten und Kommunisten zusammengingen. Er 
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macht anschließend an die Vorschläge des Bundeskanzlers 
weitere Vorschläge: Ausbau des Bahnschutzes, Überwachung 
der Wasser- und Telegraphenleitungen, Verstärkung der 
Polizei-, Gendarmerie- und Kriminalbeamtenkorps und Rin- 
führung der Todesstrafe bei Sprengmittelbesitz. 

In allgemeinen stimmen alle Minister den Vorschlägen zu. 


In besonders gehässiger Weise gibt Starhenmnberg Starhemberg 


seiner Meinung Ausdruck: "Von draussen her werde versucht, 
unser wirtschaftliches Leben zu untergraben. Man müsse 
daher rücksichtslos dieselben Methoden gegenüber Deutsch- 
land anwenden und dürfe nicht davor zurückschrecken, dem 
Deutschen Reich ebenfalls die schwersten wirtschaftli- 
chen Schädigungen zuzufügen. Man müsse sich darüber klar 
sein, daß das herrschende System in Deutschland nichts 
snderes sei als die deutsche Form des Bolschewismus und 
daß die Österreichische Regierung in diesem Kampf nie 
mit anständigen Methoden auskommen werde, Die geganwär- 
tige Kampfnethode Deutschlands erscheine viel schmutzi- 
ger und gemeiner als die Kampfmethoden der Intente im 
Weltkrieg." Neben der wirtschaftlichen Gegenpropaganda 
soll nach seinem Vorschlag auch ein organisierter Gegan- 
terror eingeführt werden. Mit dem Standpunkt, Österreich 
sei ein deutscher Staat, und man dürfe daher nicht gegen 
Deutschland vorgehen, müsse Schluß gemacht werden. Man 
müsse "eine eigene Rundfunkstunde ansetzen, um über 
Deutschland zu sprechen, und auf diese Weise bewirken, 
daß die deutsche Reichsregierung ein Interesse daran be- 
komme, das Verhältnds zu Österreich zu bessern. Außerden 
müßte man rücksichtslos gegen jene Personen ankämpfen, 
die mit den Nab.-Soz. sympathisierten; men müßte die be- 
teiligten Geschäftsleute zugrunde richten." 

Wenn die übrigen Minister den Vorschlägen in dieser 
Schärfe nicht zustimmen, so sind sie doch grundsätzlich 
einverstanden. In gehässiger Weise äußert sich neben Fey 
und Starhemberg nur noch der Staatssekretär Glas. Glas 
Gegen Ende der Aussprache weist Dollfuß darauf hin, daß 
man mit einer groß angelegten Aktion der Nat.-Soz. für 
die allernächste Zeit rechnen könne. Un die Rigprosität 
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und die Stärke auch nach außen hin zu zeigen, schlägt 


Dollfuß Veröffentlichungen von Naßnahmen gegen Nav.-Soz. 


Kara 


vor. - Die allegemine Stimmung der Minister - nur Minister 
Zerber ist für nachsichtige Beurteilungen -— : Streng- Kerber 


ste Handhabung der bestehenden Verordnungen und Gesetze. 


Neue Beschlüsse werden nicht gefaßt. 


Nr. 949 _- 15. Juni 1934. - Vorsitz: BK Dr. Dollfuß. 


Schusc nigg als der zuständige Minister stellt seinen 
Antrag, ein Gesetz zu erlassen, nach dem fbiturienten, 
die sich staatsfeindlich betätigen, die Ablegung der 
Reifeprüfung unmöglicht gemacht wird. Nan könne sogar 
daran denken, die ganze Klasse zu bestrafen, wenn ein- 
zelne Schüler sich im nat.-soz. Sinne aufführen. Auch 
den Eltern unä den Lehrern sei eine Schuld zuzuschrei- 
ben. ür wüßte allerdings keine andere Möglichkeit, als 
die vorgeschlagene; dadurch würden ja auch Eltern und 
Lehrer indirekt geschädigt.-Verschiedene Ninister sind 
für Milde, denn es wäre unsusbleibläch, daß viele Fer- 


sonen bestraft würden, die entweder nur falsch geleiteü 
seien oder zar nicht beteiligt seien an Straftaten. Be- 


sonders ist wieder Aer ber zunächst nicht bereit, 


dem Antrsz in disser Form zuzustimmen. Neustädter Stür- 


mer und besonders Starhemberg geben ihrer Meinung auch 


diesmal in gehässigen one Ausdruck, Starhenberg HX be- 


zeichnet die gegenwärtige Situation als Krieg. Er ist 
der Meinung, daß man "dem Gegner,der mit den niedrig- 
sten Mitteln arbeite, nicht zaghaft entgegentraten" 
dürfe. - Schuschnigz wiederholtif seinen Antrag und 
bleibt auch bei der scharfen Formulierung. Gegen Ende 
der Aussprache gewinnt er allerdings auch Kerber für 
seinen Antrag, indem er darlegt, daß nicht den Schü- 
lern verboten würde, die Reifeprüfung abzulegen, son- 
dern der betreffenden Anstalt, eine solche abzuhalten, 


Einstellung de 
Reifeprüfungen 
an mittleren 

Lehranstalten. 


Kerber 


Starhemberg 


rT 


Left-lop Aligned 


sb 
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Nr. 950 - 22,.Juni 1934. -— Vorsitz: BK Dr. Dollfuß. 


Staatssekr. Glas stellt den Antrag, das Sprengstoffge- Beschleunigte 
setz zu verabschieden. Er weist besonders darauf hin, er. 
daß das außerordentliche Milderungsrecht in Spreng- verbrechen., 
stoffprozesse nicht am Platze sei, da es in letzter 

Zeit, in der übrigens Sprengstoffwergehen die enderen 

Verbrechen bei weitem überwogen haben, verschiedentlich 

in der Bevölkerung zu Mißstimmung gekommen sei, wenn 
Strafmilderungen beschlossen oder die Untersuchungs- 

haft angerechnet worden sed, Wieder ist Kerber 

zunächst mit der scharfen Fassung nicht einverstanden. 

Schließlich legt er aber gegen die Verabschiedung des 

Gesetzes keinen Einspruch ein. 


Nr. 951 - 28.Juni 1934, — Vorsitz: BK Dr. Dollfuß. 


Obwohl ministerielle Verordnungen existieren , die be- Maßnahmen gegen 
stimmen, daß Nat.-Soz. erst in allerletzter Linie bei Vluelue Das 
Einstellungen von Arbeitern in Frage kommen sollen, sonen. 

sind Fälle bekannt geworden, in denen Nationalsozia- 

listen in größerer Zahl untergebracht worden sind als 

"Yaterlandstreue". Starhemberg ist auf jeden Fall für 

strenge Einhaltung der Vorschilrften. Immerhin wird 

von verschiedenen Ministern der Meinung Ausdruck ge- 

geben, daß Eingriffe in die Privatwirtschaft nicht mit 

der Schärfe durchgeführt werden könnten, wie eta bei 


Beamten. 


Es sind verschiedene Fälle bekannt geworden, in denen Konflikte zwi- 
Angehörige von Wehrverbänden sich gegen Angehörige des a. 
Bundesheeres vergangen haben. Schuld trage wohl Star- verbänden. 
hemberg, der in einer Rede in Braunau die Tätigkeit und 

die Einstellung des Bundesheeres kritisiert habe. Er hält in 

kurzer Rede seine Meinung aufrecht. Es sei bekannt, daß 

viele Heeresangehörige Nat.-Soz. seien. — Die Bereini- 


gung der Sache wird einem Ministerkomitee übertragen. 


@ 


Right-Bottorn Alignecd 


Left-lop Aligned 


Schuschnisg berichtetg ephabe auf Wunsch des Bundeskanz-Private philo- 
sophische An- 
stalt in Salz- 
Katholischen Universitätsverein in Salzburg gestattet burs. 


a O8 


lers einen Gesetzesentwurf ausgearbeitet, nach dem dem 


werden solle, eine private philosophische Anstalt zu 
errichten. Finn stastliche Subvention küme nicht in 
Frage. Die Fakultät erhalte das Recht, vollkomnen 
staatsgültige akademische Grade zu verleihen. Nit dem 
Vatikan müsse die Sache selbstverständlich besprochen 
werden. - Zur Beschluffassung wird ein YMinisterkolle- 
gium gebildet: Dollfuß, Schuschnieg, Glas. 


AN 
Nr. 957 _- __28. Juli 1934. — Vors.:VK Starhemberg., 
(Die erste Ninisterratssitzung nach dem Putsch.) 
S+arhemberz ermehnt zunächst die Minister zur Einig- 
keit, wie sie im Kabinett Dollfuß immer geherrscht habe. 
Alle Minister sinä sich einig, daß der Witwe des BK Versorgung der 
Dolifuß als Pensionssumme #Zte"Gelder in Höhe der letz- a 
ten Bezüge Dollfuf' ausgezahlt werden. 
Fir die Vorbereitungen zur Leichenfeier für Dollfuß Leichenfeler 
wird von Winisterrat Minister Stockinper bestimmt. für Dollfuß. 
En 


In der Aussprache über den Fall Rintelen wird zunächst Selbstmordver- 
über eine "berführung des Verletzten in das Inmisiten- such Rintelens 
hospital kein Beschluß gefasst, Starhemberg gibt der Starhemberg 
Meinung Ausdruck, "daß es zweckmäßie erscheine, das 

Leben des Verletzten solange als möglich zu erhalten 


- Neustädter-Stürmer hat während der Vorgange em Ballhaus-Verfahren ge- 
Platz den Putschisten freies Geleit zugesichert. Aller- gen Putschiste 
dings habe er in dem Augenblick noch nichts vom Tode 
des Eundeskenzlers gewußt. In der Aussprache über ale 
Einhaltung des Versprechens ist besonders die Außerung 
Starhembergs kervorzuheben: Wenn man auch gegebene Ver-  Starhemberg 
sprechen halten solle, so müsse ınan doch bedenken, "daß 
eine Regierung, die in diesem Falle zu mild vorgehe, 
sich nicht halten könnte." 


Right-Bottorn Alignedl 


Left-lop Aligned 


Bei der Aussprache über die Einführung eines ülitärge- Binführung ei- 
Militärge- 
richtshofes handelt es sich in der Hauptsabhe un Kom- nes \illitärge 


: richtshofes 
petenzfragen (Abgrenzung zum Standgericht usw.) und um 
andere formelle Linge. Die Einführung des Nilitärge- 
richtshofes steht fest. 
Nr. 953_-_ 27. Juli 1934. - Vorsitz: VK Starhemberg, 
Der Vorschlag der deutschen Regierung, Papen zun Ge- Agrönent für de 


4 ee f uen deutschen 
sandten in “Wien zu machen, müsse mit außer } as 
sa , ; se t au ordentlicher Gasandten Ton 


Skepsis aufgenommen werden. Ganz gleich, wie Papen zu Papen. 
Hitler selbst stehe, ein geschickter Diplomat sei er, 
und sicher habe er die Fähigkeiten, das Verhältnis zum 
Deutschen Keich bessern zu helfen. Men müsse nur acht- 
geben, daß man ihm nicht zuviel Freiheiten lasse und 
daß dadurch etwa der Nat.-Soz. in Üsterreich wieder zu- 
nehme. Das Agr&ment verwilegem..könne man auf keinen 
Fall. -— An der Sitzung nimmt auch Tauschitz teil, der Tauschitz 
über das Verhältnis Hitler — Papen aber fast nur Ver- 
mutungen äußert. 


Rintelen sei schwer verletzt, und es sei gar nicht Verfahren gegen 
daran zu denken, daß er jemals wieder seinen. Posten Rintelen. 
übernehmen könne. Um ihn verhaften zu können, müsse 

man ihn zunächst seiner Funktionen als Österreichischer 

Gesandter in Rom entheben; dahach könne man ihn in 

Schutzhaft nehnmen. —- Der Ministerrat nimmt diesen Vor- 

schlag Berger-Waldeneggs an. 

Staatssekr, Karwinsky berichtet, daß im allgemeinen Niederwerfung 
der Umsturzversuch niedergworfen sei. Nur an ganz we- a 


nigen Stellen befänden sich bewaffnete Putschisten. 

Er trage sich mit dem Gedanken, ihnen bei Ablieferung 
der Waffen Straflosigkeit zuzusichern, Dieser Vorschlag 
wird aber abgelehnt. Ein Ministerkonitee wird gebildet, 
das das Verhalten einiger Verbände während des Putsches, 
das in manchen Fällen unklar ist, untersuchen soll. 


Right-Bottorn Alignecl 


Left-lop Aligned 


Nr. 959 -—— 30. Juli 1934. - Vorsitz: BK Dr. Schuschnigg. 


Staatssekretäif Karwinsky vertritt den Antrag, Maßnahmen gegen 
ein Gesetz zu verabschieden, nach dem die anlaßlich des kan en 
Putsches vom 25. Juli als direkte "Teilnehmer Gefangenen 

in den Anhsltelagern untergebracht bleiben und dort Karwinsky 
oder auch an änderen Stellen Zwengserbeiten zu verrich- 

ten haben. Fey und Starhemberg beteiligen sich an der 

Aussprache gar nicht, die sich in übrigen fastyausschließ- 

lich mit forpelln Tragen beschäftigt. Nur Neusbädter- Neustädter- 
Stürmer zacht einen verschärfenden Vorschlag: die Fami- Stürmer 

lien der Gefangenen seien Benau so schuldig wie die Ge- 

fangenen selbst. Sie müßten also auch bestraft werden. 

"Man solle wohl den Angehörigen Mittel zum Leben belas- 

sen, diese dürften jedoch das für den notwendigen Un- 

terhalt Erforderliche nicht übersteigen." Da das gesan- 

te Vermögen beschlagnahmt würd, bleibt ihnen tatsäch- 

lich nur das Allernotwendigste. Das Verfassungsgesetz 

wird denn mit den Zusätzen nach "leustädters Vorschlag 

verabschiedet. 


Schuschnigg macht den Vorschlag, des Gehalt der om Un- Malnahmen gegen 
sturzversuch beteiligten öffentlichen Anzestellten ZU 
sperren. "Nach einer kurzen Wechselrede, an der sich 
St.Skr. Kerwinsky und B.M. Neustädter-Stürmer beteili- 
gen, wird der Bericht zustimmend zur Kenntnis Senom- 
men.' Das Erforderliche wird von Karwinsky veranlaßt 
werden. 


Angestellten. 


Nach Befichten des Staats-Sekr. Zehner und des Staats- Niederwerfung 
Sekr, Karwinsky sind die letzten Butschversuche in den ae ruravens 
Grenzländern zusammengebrochen. Das Heer und die Poli- 

zei und Gendarßerie habe fsich überell ausgezeichnet 

geführt. Diesen Orgenisetionen wird durch das Winister- 

kollegiun der Dank ausgesprochen. - Neue ernsthafte Um- 

sturzversuche seien wohl nicht zu befürchten. Immerhin 

soll die Beschaffung von Reizgas und Gasmasken für das 

Heer und die Polizeiformationen ernstlich zu erwägen. 

Schuschnigg macht diesen Vorschlag, alle Minister stin- 


men zu. 1,7, 





die öffentlicher 


Right-Buttorn Allgned 


Left-lop Aligned 


Nr. 961 _-__7. Zugust 1934. — Vorsitz: BK Schuschnike._ 


Von vornherein ist sich der Kinisterrat einig, daß eine Agrönent für 
Verzögerung des Ägröments oder gar die Nichterteilung VOR Fapeny 
kaum möglich sein werde. kan sucht trotzdem Wege zu 

finden, um von Psepen das Agrement nicht zu erteilen. 

Schuschnigg brinst einige Außerungen aus Papens Reden 

zur Sprache, die sich in feindlichem Tone mit österrei- 

chischen Verhältnissen und der Österreichischen Regie- 

rung befassen. Nach langer Aussprache, in der sich be- 

sonders Fey und Starhemberg gegen die Ferson Papens 

wenden, nimmt Vaber schließlich doch den Antrag, das 

Agräment zu erteilen an. 


Starhemberg berichtet über Ergebnisse der Besprechung Sicherheits- 
der Sicherheitsdirektoren am Tage vorher. Allgemein maßnahmen . 
sei die Lage wieder ruhig. Immerhin erwarten alle Si- 
cherheitsdirektoren für die allernächste Zeit neue Um- 
sturZversuche der Nat.-Soz. Stäfhemberg schlägt deshalb 
vor, die Ausrüstung des leeres und d-es Schutzkorps 
möglichst zu vervollkommaen, — Durch die Entlassung der 
Schutzkorpsangehörigen entstehe wiederum die Frape ih- 

rer fernenen Versorgung. Er glaubt nicht, daß Arbeits- 
plÜitze in zenügender /nzahl vorhanden sind, um alle 
Entlassenen unterzubringen. - Die wErtschaftlichen Schwie- 
rigkeiten und die Tatsache, daß Österreich im Augenblick 
der Gefahr doch von Ausland im Stich gelassen worden 

ist, bedrücke nicht nur sie Kegkärung, sondern auch die 
Bevölkerung. — Schuschnigg schließt die Besprechung mit 
dem Hinweis, daß trotz allem das Wichtigste die fuf- 
rechterhaltung des von der Regierung eingeschlagenen 
Kurses sei. Wenn sich die Lege nicht grundlegend ändere, 
werde Üstereich gezwungen sein, die österreichische Frege 
als internationales Problem aufzurollen. Für die Sicher- 
:eit im Innern und das Zutrauen der Bevökkerung zur Re- 
gierung halte er den Ausbeu der VF zu einer festen Or- 
genisation für die wichtigste Maßnahme. Dagegen komme 

die Aufstellung einer internationalen Polizei für Öster- 
reich nicht in Frage. 


Right-Bottorn Algned 


Left-lop Aligned 
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Nr. 967 _- 24. Dept. 1934. - Vorsitz: BR Schuschniee. _ N. 


Es entspimt sich, obwohl der Ministerrat mi# der Ver- Anhaltung si. 
cherhsiisge- 
fährlicher Per- 
schlossen zustimat, eine Debatte über die Dauer der sonen. 


Anhaltung. Is wird von Werschiednenwinistern und besonr 
ders von Bundeskanzler darauf hingewiesen, daß die An- 
haltung nicht als Strafe, sondern als administrative 
Maßnahme zu betrachten sei. Die Dauer der Anhaltung 
richte sich danach, wie sich die politischen Verhält- 
nisse entwickelten, könne also nicht vorausbestimnt 


abschiodung eines Gesetzes über die „nhaltelager ge- 


werden. Es wird den Angehältenen das Recht zuerkannt, 
sich nach 3 sonaten um Entlassung zu bewerben. 


Nr. 968 _-__29. Sept. 1934. — Vorsitz: BE Schuschnigg. 


Düe Polizei, Gendarmerie und das Schutzkorps sollen mit Ergänzung der 
Motorrudern zusgerüstet werden«.„Man will "Puch"-Maschi- Ausrüstung von 
nen anschaffen, die sich beim Heer bewährt heben. Die merle u.Schutz- 
Anschaffung von BiäW-Waschinen sei ausdrücklich nicht korps . 
genehmigt worden; besonders habe sich Starhenberg dage- 

gen gewandt. — Der einzige Minister, der sich nicht s0- 

fort mit der Anschaffung bereit erklärt, ist der Fi- Finanzlage 
nenzminister Buresch. Jr legt in langen Ausführungen 

Gar, daß die sosten Tür die Anhaltung von etwa 13000 

Personen, weiterhin die Kosten für nunmehr 14000 Mann 

des Schutzkorps schon erhebliche Belastungen für den 

Haushalt seien. Wenn nun auch noch Ausr 'stungen zu be- 

zahlen seien, so wisse er fast keinen Rat mehr, beson- 

ders da er angewiesen sei, Kleine Unternehmen zu berück- 

sichtigen, die keine Kredite gewähren könnten. —- Trotz- 

dem wird der Antrag angenomnen. 


Wieder wird der Finanzminister vor ein Problem gestellt:Mehrausgaben für 


Die von ihm beantragte Herabsetzung der Stärke des das Schubzkorps 


Schutzkorps wird nicht beachtet. Es sei nach Keinung 
der Staatssekretäre für das Sicherheitswesen nicht nmög- 


& 


Folizei, Gendar- 


+ 


Right-Bottorn Aligned 


Left-lop Aligned 


lich, ohne ein schutzkorps von mindestens 1000 kann aus- 
zukommen. Von Schuschnigg werden sie unverstützt. Nen 
müsse neben der dauernden nat.-soz. Gefahr auch noch 

mit Übergräffen von jugoslawischer Seite rechnen, wenn 
such von Jugoslawien in Genf eine zufriedenstellende 
krklärung abgegeszsben worden sei. — Darüberhinaus wird 
von Schuschnigg auch nochmals die Ausrüstung der Poli- 
zei mit Gas unä Gasmasken gefordert. 


Ar. 974 = 8.,7.U.10.N0v.1954. - Vors.:Bk Schuschnigg. 


Die Ausgaben für alle Ninisterien, insbesondere die für Bundesvoran- 
das Sicherheitsministerium haben sich erhöht, die Ein- schlag 1955. 
nahmen dagegen können nur durch Anleihen aufgebracht 

werden. Es werden unmfengreiche und schwierige lNanipu- 

lationen nötig, um den Haushalt einigermaßen auszuglei- 

chen. Der Präsident der Nationalbank, Dr. Kienböck, ist 

zur Beratung zugezogen. Gontered 


Nr, 985 - 1. Marz 1935. - Vorsitz: BK Schuschnigg. 


Der Außenminister Serger-Waldenegg und Bundeskanzler Besuch in Pa= 
= Schuschnigg berichten über die Eindrücke suf ihrer Rej- 74% wnd london 

se. Man habe feststellen können, daß in Frankreich und 

ingiand solange "interessant" bjeibe, als die Regie- 

rung mit den inneren wirtschaftlichen und politischen 

Schwierigkeiten fertig werde. In den Wirtschaftskreisen 

Englands bestehe eine Sphäre ausgesprochenen Vertrau- 

ens für Österreich. In Frankreich und England sei man 

gefragt worden, ob der Regierungskurs beibehälten wer- 

den wird, Wan habe geantwortet, daß das beabsichtigt 

sei. Nit den Schwierigkeiten im Lande selbst werde man 

bestimmt fertig werden. An Experimente denke man nicht. 

Zusicherungen für den Fall der Binmischung anderer Län- 

der in innerösterreichische Verhältnisse habe man in 

Frankreich und inglend bekommen. 


Left-lop Aligned 


Nr, 988 - 22. Närz 1935. — Vorsitz: BK Schuschnigg. 


Ausgangspunkt der Aussprache bildet die Erklärung der 
äßhgemeinen Wehrpflicht in Deutschland. Van ist ein- 


Lage 


stimmig der Meinung, daß Auswirkungen auf imnere Verhält- 


nisse UÜsterreichs nicht ausbleiben werden: die Nat.- 
Soz. werden wieder neuen \iub fassen, besonders da das 
gesamte Ausland die Zinführung der Wehrpflicht in 
Deutschland ohne scharfen Protest hingenonmen habe 

Die Gefahr eines Kinmmarsches deutscher [ruppen nach 
Österreich könne man wohl nie bannen, auch dann nicht, 
wenn in Österreich die deutsche \ladnahme nachgesahnt 
würde, Immerhin sollen Vorschläge übe die eventuelle 
Einführung der Dienstpflicht ausgearbeitet werden. - 
Versuche, durch Verkandlungen nit dem Deutschen Reich 
in ein besseres Verhältnis zu komen, seien in letzter 
Zeit nicht unternomen worden, weil das mögliche Schel- 
tern dieser Versuche sicher wieder wie unter Dollfuß 
als Schwäche der keglerung ausgelegt werden würde, 


Nr. 990 - 29, aarz 1935. — Vorsikz: BK Schuschnigg. 


Der Abbau des 5chutzkorps auf eine Starke von 10000 
Menn ist im Haushaltsplan vorgesehen. Die Zahl soll an 
1. April erreicht sein. lun sieht man sich vor die Tra- 
ge gestellt, wie die Entlsssenen unterzubringen sind. 
In der #irtschaft wird es nicht nöglich sein; ss dürf- 
ten kaum soviel Arbeitsplätze frei sein. Große Aufträge 
verschiedener liinisterien seien zwar vorgesehen, aber 
ob deswegen neue Arbeiter singestellt werden missen, 
sei fraglich. Trotz langer Aussprache findet men nur 
den Ausweg, die Entlassenen iu Bundesheer unterzubrin- 
gen. Obwohl sich viele schon früher aus finanziellen 
Gründen demit nicht einverstanden erklärt haben, will 
mon ihnen diese Möglichkeit nochmals vorschlagen. — Die 
Einwände des Finanzmrinisters werden kaum beachtet, auf 
jeden Fall nicht berücksichtigt. 
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Außenpoliivische 


kbbau des Frei- 


korps. 


x 


Right-Böttorn Alignec 


willigen Schutz , 


Left-lop Aligned 


Nr. 991 - 3, April 1935. —- Vorsitz: BK Schuschnisg. 


Nach Mitteilungen des Staatssekr. Für Landesverteidie 
sung, Zeh ner , beträgt der Personalstand des Hee- 
res 33000 Mann. Er nüsse unbedingt erhöht werden. 1954 
habe es sich gezeigt, daß mit dieser Zahl nicht einmal 
im Innern auszukomnen sei. Um an den Grrnzen nach außen 
hingenügend Schutz zu haben, sei eine irhöhung des Hee- 
res auf etwa 75000 kann notwenddg. Üsterreich müsse 
seine Gleichberechtigung in sllen Wehr- und Rüstungs- 
fragen wiedererlangen. Die Beschaffung der nötigen Aus- 
rüstung und Munition —- zur Zeit habe das leer nur etwa 
20000 Schuß Infanteriemunition - sei. natürlich in er- 
ster Linie sine Geldfrase. Als vorläufige wesentlich 
billigere Lösung sei nur zu erkennen, das Schutzkorps 
doch nicht abzubauen. Damit hätte man auch verläskliche 
Leute zur Verfügung, was natürlich bei Einführung der 
allgemeinen Wehrpflicht nicht der Fall sein könne. - 

In der Aussprache bemerkt Schtschnige, daß zunächst über 
die Einfiihrung der allgemeinen Wehr- oder Dienstpf'licht 
keine Beschlüsse gefaßt werden sollten, Immerhin sel ee 
»weckmäßie, sich schon jetzt zu informieren, Er und el- 
hige Minister sind dafür, für verläßliche Elemente die 
Wehrpflicht unä für unverläßliche den Arbeitsdienst ein- 
zuführen, bei den besonders strenge Strafmasnahmen vor- 
reseben werden müssen. Vorher müsse eber die Frage der 
Finanzpolitik geklärt werden. Wenn man bisher euf An- 
reten der Finanzsachverständigen, besonders des FPräsi- 
denten der Nationalbank, Dr. Kienböck, eine solide Fi- 
nanzpolitik betrieben habe und kaum etwas Fir Arbei.tsbe- 
schaffung habe tun dürfen, so müsse man unbedingt zu Ex- 
perimenten, auch zu gefährlichen, übergehen, wenn men 
iie Einführung der Wehrpflicht nicht auch nur auf dem 
Popier &tehen haben wolle. Die Gedanken Schuschnikes 
führt Neustädter-Stürzer weiter zus. Finanzminister Ba- 
resch erklirt, zu deflationistischen lWaßnshmen werde er 
sich keinesfalls entschließen. Und 100 iäll, Schilling, 
die bei Einführung der Wehrpflicht jährlich mehr aufge- 
wendet werden müßten, seien aus der Wirtschaft nicht 
herauszuholen. Es kämen höchstens inflationistische WNe- 


Ausbau der 


wehrkraflt 


ight-Bottorn. Allgned.. 


Left-lop Aligned 


thoden in Betracht. Deren Vefshr sei aber bekannt. Die 
“itteilungen&s Tinanzministers werden aber nur zur 
Kenntnis genommen. Es wird ein Ninisterkomitee gebil- 
det, das die Vorbedingungen für die Einführung der all- 
gemeinen Wehrpflicht schaffen soll. Den Finanzuinister 
in dieses Komitee einzureihen, hält Schuschnigg nicht 
für zweckmäßig, da kkeıikiuıen "hiedurch die Beratungen 
nur erschwert würden, da jeder Finanzminister seine Zu- 
stimmung verweigern würde. — Damit ist die fussprache 
beendet, - Kurz wird noch auf die Notwendigkeit einge- 
gengen, das Schutzkorps nicht nur nicht zuswukmuuny ab- 
zubauen, sondern sogar zu vergrößern. äuch hierbei hat 
natürlich der Finanzminister Bedenken. 


Nr. 995 - 2. Mei 1935. - Vorsitz: BK Schuschnigg. 


Schuschnisg berichtet, daß die nat.-soz. Propaganda 
und auch nast.-soz. Anschläge “8TIch in letzter Zeit 
wieder vermehrt hätten. Das schlimnste sei aber, daß 
die Rädelsführer in ganz wenigen Fällen festgenomnen 
werden konnten. Er fihrt diese Tatsache auf nat, «502. 
Durchädrinpung der Polizei zurück, Es sel "unerhört", 
daß in letzter Zeit kein einziger Nat.-S0z., sondern 
nur Sozialdemokraten und Kommunisten als Tüter fest- 


40 


Geltung des 
Finanzmini- 
sters. 


Sicherheits- 
verhältnisse. 


gestellt worden seien, Nach leinung des Sicherheitsmini- 


steriums ist die einzige Wöglichkeit, durch die Polizei 
und Gendarmerie mehr zu erreichen, die Erhöhung Kaxer 
der Zehl der Beauten. Der Finanzminister muß dagegen 
natürlich protestieren. 


Nr. 997 _ - 24. Mai 1935. - Vorsitz: BK Schuschnigg. 


Ein aufgefangener Brief aus Deutschland beweist aufs 
neue, daß von Deutschland aus vereacht wird, die vater- 
ländische Bewegung in Österreich zu stören. lan findet 
aber keinen kumlfeg, den die Regierung zur Unterbindung 
dieser Einmischung gehen könnte. 


Nationalsozia- 
stische Umtrie- 
be 


Se 
> 


Right-Bottorn Alignecl 
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Nr, 99. _>_7: Juni 1935. - Vorsitz: BA Schuscmise. 
Die Umtriebe und Yernasbaltungen der Natb.-502 haben Politische 


R r5 ER EHE : R « i N N ars 
sich offensichtlich vermehrt. Alle möglichen “unpoli- ss 


tischen Yersannlungen und Festlichkeiten fänden statt, 
zu denen in vielen Fällen die deutsche Gesandtschaft 
einlade. Die Kohtrolle dieser Veranstaltungen werde of- 
fenbar nicht exakt durchgeführt. Den Staatssekr. für das 
Sicherheitswesen werden von werschiedenen Seiten des- 
wegen Virwürfe gemacht. ür verspricht, dafür zu sorgen, 
daß diese \ßstände beseitigt werden. Er bittet, über 
s11l dem Tadel nicht zu vergessen, daß die Polizei und 
Gendarnerie auf der anderen Seite erhebliche Erfolge 
erzielt habe. - Nach und nach gleitet die Aussprache 

ab und behandelt nur noch die Frage der Zuverlässigkeit 
des Obersten Lichen, des Lendesgendarneriekomnandanten 
von Niederösterreich. Seine Zolle am 25, Juli 1934 soll 
nicht ganz klar sein. Nach sitteilung des Sicherheits- 
ninisteriuns sei der Vorfall - es hendelt zich wohl um 
ein fingiertes Telefongsspräch — nach allen Richtungen 
untersucht worden und üle Unschuld des Oberst Lichen 
einwandfrei Testgestellt. 


Ar. 1001 - 22. Juni 1935. - Vorsitz: ‚BA Schuschnigs. 


v_ 


Schuschnigg schlägt dem Ministerrat die Bildung eines Vermögen des 


Komitees, vor, das die Vorerbeiten für die Beschlüsse 
erledigen solle, nach denen das Gesetz ibezflie Landes- 
verweisung und die l’bernahme des Vermögens des Hauses 
Habsburg-Lothringen aufgehoben werden soll, Stockinger 
gibt zu bedenken, daß es zur Zeit nicht möglich sei, 
die Bevölkerung entsprechend aufzuklären, da Versann-- 
lungsverbot bestehe. Derauf entgegnet Schuschnigg, 
"daß es wohl zweckmäßig sei, wem über die gegenständ- 
liche Angelegenheit in Vers-mmlungen nicht zuviel de- 
battiert werden könne, - Bein Antrag wird angenomuen. 


Hauses Habsbur; 


Right-Bottorn Aligned 


Left-lop Aligned 5 
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Nr. 1003 - 3. Julin1935. — Vorsitz: BX Schuschnigg,. 


Die Formalitäten zur Verabschiedung des Gesetzes sind Jufhebung der 
erledigt und werden nun dem Ninisterrat vorgetragen. m 
Gründe für den Erlass des Gesetzes werden nirgends Vermögens des 
genannt, Interessant ist, das trotz der schwersten fi- Hausss Habsburg 
nanziellen Lage des ötaates dem Haus Nabsburg eine Son- 
derzuwendung von 20000 Schilling monatlich zugestanden 
wird. Davon soll die Bevölkerung nichts erfshren, Auf 


eine Anfraze a wegen der Höhe dieser Zuwen- 


dung antwortet Schuschnisg, im Verhältnis zu dem, was 
7 man dem en entzogen habe, sei diese Summe be- 


stimmb nicht zu hoch, „ Gegen den lirlass des Gesetzes 
wendet sich kein Minister, und der Antrag wird einstim- 
nig angenomuen. 


Nr. 1007 - 28. Aug. 1935. - Vorsitz: BK Schuschnigg. 

In Bezug auf die abessinische Frage berichtet Berger- Außenpolitische 
Waldenegz, daß ein Krieg kaum vermeidlich zei, daß Tags. 

eber wohl zu hoffen sei, daß er auf Afrikas kokslisiert Abessinien 


bleiben werde. 


In Deutschland gebe es in allen Schiehten der "evöl- Veutschland 
2 kerung Unzufriedene, Man könne damit rechnen, (aß diese 
sich nach einem Jahre organisiert hätten und dann gegen 


die Hitler-Kegierung revoltieren würden. — Die Rüstun- 

gen haben ein solches Maß erreicht, daß man unbedingt 

such in Üsterreich viel für die Aufrüstung tun müsse. 

Mit Ungarn seig man bezüglich des Donaupaktes und such Ungarn 
in anderen Beziehungen einig. Nan könne nur nicht mit 

Ungarn derin übereinstimnen, die Zschechoslowskei als" 

"toten Mann” zu bezeichnen, 

In der Aussprache wird nach einer \Wöglichkeit gesucht, Deutschland 
wie men die “usfuhr von Holz nach Deutschlad unterbin- 

den kann, wenigstens in der bisherigen Höhe. Deutschland 
bezahle pronpt; deswegen lieferten auck die Händler gern. 

Zur Zeit wird kein Weg gefunden; man müsse auf eine Situ- 
ation warten, in der man außenpolitische Momente anwenden 


könne. | v9 


Right-Bottorn Alignesl ... 


Left-lop Aligned 


Die Aufstellung des Haushaltes für 1936 bereitet wieder Bundesvoran- 
erhebliche öchwierigkeiten. Verhandlungen nit den Ti- schlag 1936 
nanzkomitee des Völkerbundes müssen geführt werden. 
Zuresch wird nach ven fahren. — Folgende Punkte werden 
sufgestellt, mit denen die schwierigkeiten des Naushalts- 
planes überwunden werden solien: 


Pr 


1. Basjerung des Ausgabenetats auf dem Budget des 
Jahres 1935; 


2. Aufstellung sinss außerordentlichen Budgets; 


3. Verlängerung der Wirksaukeit der Cesetze über 
finanzielle Naßnahnen ; 


4, Abstanädnehme von der Einführung neuer Steuern; 


. Abstattung des ausländischen Zinsendienstes in 
Waren; 


6. Senkung des Darlehenszinsiuies; 
7. Versach einer kürzung der Arbeitszeit im Sinn 
einer nicht obligatorischen 40-Stunden-Woche. 

In der langen Aussprache laufen beim Finanzminister von 
allen Ministerien Deschwerden wegen der Statsbstriche 
ein. Der Finanzuinister weist„aber auch diesmal darauf 
nin, daß trotz der Konsolidierung der Lage in Österreich 
keine Finanzexperinente gemacht werden dürfen, 


Nr. 1009 - 25, Sept. 1935. - Vorsitz: BA Schuschnigg. 
Anweisungen allgemeiner art für den leimatdienst und lleimatdienst 


seine -ropapandas betont österreichische Filme suffühb- 
ren, Verwertung des kundfunks für Propagandazwecke uU.A. 


Nr. 1023 _ - _2i. Febr. 1936. - Vorsitz: BKX Schuschnisg. 


Vom Bundeskommissar fur Tersonalanzelegenheiten, Fleisch/Außerordentli- 


Wird ; de geführ ish d Verfahren der Diszi- 
wird Beschwerde geführt, daß das Verfahren der en nasnahlan, 
plinarkammer gegen Beamte nicht vaterlanästrauer be- 

sinnung nicht funktioniere. Äinhennt verschiedene Fäl- 

le, in denen freisprechenäe Urteile gefällt worden sei- 


en, wo vom Bundeskanzler, vom Njnisterrat und der manzen 


N) 


che Fersonal- 


Right-Bottorn Alignecl 


Left-lop Aligned 


Böröikerung strenge Destrafungen erwartet worden seien. 
ür schlage deshalb vor, alle solche Falle von Bundes- 
kenzler äirekt entscheiden zu lassen, fs gehe nicht an, 
da& Beamte ungestraft den llitlergruß anwenden, das sie 
ir die deutsche interhilfle Geld spenden usw. — In 

der Aussprache stellt sich heraus, daß das gesunte Sy- 
stem des Disziplinargsrichtshofes nicht richtig Lunkti- 
oniere und von \Winisterrat ein neues aufgestellt werden 
mißte. Der Antrag wird deshalb zurückgezogen, bis diese 
Beratungen abgeschlossen seien. 


Ar. 1024 —- 6. Narz 1956. - Vorsitz: BK Schuschnigs.. 


Es soll ein Gesetz verabschiedet werden, Nach dem je- 
der seine Kenntnisse von Betätigung im Sinne verbote- 
ner politischer Parteien den Sicherheitsbehörden zu 
melden hat. Die Unterlassung dieser Meldung soll be- 
straft werden. Ebenso sollen üth falsche Meldungen 
bestraft werden. - In der Aussprache überwiegen die 
Stimmen, die durch äle Verkündung dieses Geselzes ein 
hnwachsen des Denunziantentuns befürchten, is wurden 
dann viele leldungen eingehen, deren berprüfung viel 
zu viel Arbeit und Kosten verursachen würde, Da die 
Sicherheitsbehörden schon jetzt unter Personalmangel 
leiden, sei ein solches Gesetz im Augenblick nicht er- 
wünscht, gunz sbgeschen davon, daß die ‚irkung, die man 
sich für den Kampf gegen die verbotene Parbeibetätigung 
verspreche, nicht eintreten wird. - Des Gesetz wird 


zurückgestellt. 
Nr. 1035 .- 11. Juli 1956, + Vorsitz: BA Schuschnigg. 
Schuschnigg berichtet über das Zbkownen. Er' 15t der 


Meinung, daß Usterreich durch das Abkommen eine Reihe 
Vorteile buchen könne, besonders wirtschaftliche. Das 


Gesetz zur Un- 
terbindung ver- 
botswidriger 
Parteibetäti- 


gung. 


Abkommen zwi- 
schen Öster- 
reich und dem 
Deutschen Reicht 


7 


Right-Bottorn Alignec 


Left-lop Aligned 


deutsche Reich hsbe dss Abkommen nicht"aus Liebe"ge- 
schlossen, es hatte vielmehr eingesehen, dab däs Ver- 
hältnis zu Österreich seine Normalisierung verlangt ha- 
be. £r habe des Eintpeten einer derartigen Situsbion 
immer vorsusgesagt. - Das Kebinett werde nach dem Äb- 
kommen um einen Vertreter der nationalen Richtung, 
Glaise-Horsteneu, erwäitert, - Die Ammestie werde ne- 
türlich großzügig gehandhabt werden; es komme nicht in 
Frage, daß Leute wie Rintelen oder Steinhäusl freige- 
lassen würden, - Im Ganzen sei das Abkommen durchaus 
sls Erfolzg der österreichischen Regfberungspoliti.k an- 


- 


Nr. 1036 - 24, Juli 1936. - Vorsitz: BK Schuschnigg. 


"ie in den letzten Jahren ist es schwierig, den Haus- Bundesvoran- 
halt auszugleichen. Um Mehreinnahmen zu erzielen und schlag 1937. 
Aie £bstriche der einzelnen Etets nicht zu groß werden 
zu lassen, wird in langer Aussprache die Verschlechte- 

: der Zigarettenqualität beschlossen, Eine offizielle 
Yitteilung dsvon soll der Bevölkerung nicht gemacht wer- 


Nv. 1037 - 29. Aug. -2.8ept,1936.-Vors,: BA Schuschnigg. 


Wochmals finden 5 Sitzungen statt, in denen der Sundes- Bundesvoran- 
voranschlag besprochen wird. Man müsse nach dem bei- schlag 1937. 
spiel Deutschlands alles tun, un die Arbeitsleistung 

zu erhöhen; das ist allgemein die leinung. &s fehlt 

eber sogar an den nötigen Geldern, um die Arbeitsbe- 

schaffung in Jen Maße wie 1936 durchzuführen. Wenn von 

irsendeinen Minister zun Vergleich einmal Zshlen des 

deutschen Haushaltsplanes und der Zusgaben für bestimn- 

te Posten in Deutschland genannt werden, ist man einer- 

seits erstaunt, andeerseitse denkt man in jeden Falle an 

die Gefahr, dle Österreich von Deutschland droht. Die 

Aussprache geht über lange Stwecken un Kleinigkeiten. 


Left-lop Aligned 


gen 
N09) j 


. 
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Ar, 1040 - 7.,8.u.10,0k6.1936.-Vors.:BK Schuschnigg, 


Einziges Thema der Sitzung bildet der Streit innerhalb Inn enpollti- 
des Heimatschutzes. An sich gingen diese persönlichen sche lage. 
Ausinandersetzunzen, so sag! Schuschnigg, weder den starhemberg 
Bunleskanzler noch die Negierung etwas an. In einer 

Rede habe der Heimatschutzführer, üStarhemberg, die Re- 
gierung angegriffen und bei seinen Zuhörern erreicht, 
daß Pfui-Rufe auf Sen Aundekkanzler laut wurden, Star- 
hemberg habe außerden Andeutungen gemacht, das Veys 
Rolle am 25. Juli 1934 immer noch nicht geklärt sei. 
Beide Äußerungen seien angetan, dle frühere und die jet- 
zize Regierung zu diskreditieren. är sehe sich infolge- 
dessen doch gezwungen, auf die Nede starhenbergs und 
seinen Streit mit Fey zu reagieren. 

fr beantragt demnach a}s Ergänzung zu dem Gesetze über 
die VF, die Bestimmung, daß es neben der Vrontmiliz 
keine Treiwilligen Wehrverbinde mehr geben solle und 
solche Vereine sufsgelöst werd&f könnten. 


Nr. 1051 - 26. Febr. 1937. - Vorsitz: BX üchuscinige. 


Staatssekr. Schmidt berichtet über die Besprechungen Besuch des Au- 
nit Neurath, bei denen, so bemerkt er gleich zu (nlang, a 
nichts weiter besprochen worden sei, als was in der in Wien. 
Presse veröffentlicht worden sei. sensationelle Iivu g- 

keiten seien nicht zur Sprache gekommen, Ian ereier Linie 

seien Fragen des Kulturaustausches behendelt worden. 

Den zweiten Punkt haben die beidersäitigen Amnestien 

gebildet: Österreich werde selbstverständlich die Jus- 

wehl der zurückkehrenden "ilemente" voreichtig betrei- 

ben. Einzelne außenmpolitische „ragen seien gestreift 

worden: Anerkennung Nstionelspeniens, Verhaltnis Deutsch- 
land-Tschecho-Slowskei. Das innerösterreickische legi- 

+imistischs Preblen sei auch nur gestreift worden. - 
Außenminister von \curath habe dem Österreichischen 


Standpunkt in allen Fragen Verstänanis‘P&geniikurgebracht: 


Right-Bottorm Alignec 


_eft-lop Aligned 


Ne CT Tr OO Ta uacı Ir Inpıcı I mm 
Nr, 1055 - 25, Kai 1939, - Vorsitz, BR Schuschniea. 


Staatssekr. Schnidt berichtet Über seine Zimdrücke in Besprechungen 
in London, Pa- 


I z mal € ind Bberrı ip h,esbe erTro ic} wilas eST- 
london, .aris und Bern, Er aabe © Sreulicherwilese fest- nis und Bem. 


stellen können, daß die maßgehenden ötellen in allen 
drei Staaten sowohl mit Österreichs Innenpolitik ein- 
verstanden seien als auch das nunuehr freunäschaftliche 
Verhältnis zu Deutschland verstehen. Die Linie, die der 
Bundeskanzler stets verfolgt habe, sei ganz entschie- 
den die richtige. Die Aufnahme in allen drei Lundern 
sei herzlich gewesen, und man könne daran denken, die 


m 
ir 
ı 


Botschafter nit der Erledigung der schwebenden T'yagen 

mit jedem einzelnen der Länder jetzt zu beirauen. Der 
Zeitpunkt sei nie so günstix gewesen. 

Schuschnirg dankt den Skaatssekretär und nacht seinser- Scohuschnisg 
seits noch einige Ausführungen über das Verhältnis 2 
Deutschland, Nan dürfe sich nicht täuschen, daß das 
Verhältnis immer schlechter geworden sei, Nicher sei der- 
an der wirtschöftliche kufstieg Österreichs schuld. Das 
Deutsche Reich könns ein wirtschaftlich erstarktes Üster- 
reich nicht gern sehen, Alle inneren Unruhen in Oster- 
reich seien durch Deutschland und aib deutschen Geld In- 
szeniert. Deutschland trage also allein die Schuld an 

dem schlechten gegenssitigen Verständnis. Denn man kön- 
ne nicht verlangen, daß Österreich sich Zinnisclungen 

in seine inneren Angelegsnheiten gefallen lasse. Es 
werde vielmehr auch weiterhin versuchen, in dieser Be- 
ziehung "andel zu schaffen: aber zu einem"herzlichen" 
Verhältnis zu Deutschland wird es wohl nie kommen, - 

"Im übrigen sei zwischen den Regierungsmethoden in Nos- 
kaunund Berlin heute fast kein Unterschied mehr." 


Nr, 1056 - 4. Juni 1957. — Vorsitz: Sk Schuscmigg. 
(Beilage) 
Das neue Verfassunssgesetz stellt in gewiesen Sinne ej- Gesetz zum 
’ ch ; : ae Schutze d.öff 
5 er 5 e 5 323 u ar 
ne Zusaumenfassung aller bisher in dieser >e jiehung Sicherheit, 


erlassenen Verordnungen und Gesetze dar. In Anbetracht 


nec 


Right-Bottorn Alig: 


Left-lop Aligned 


Nr. 1068 - 16, Febr. 1938. - Vorsitz: BA Schuschnipg. 


03 


48 


m 


der wehrnehmbaren wen äsr Verhältnisse konn- 


ten verschiedene Ausnahmebestinmungen fallen gelassen 
werden. Immerhin waren andere derantige reden 
noch nicht zu streichen bezw. nur abzuschwächen, ZB, 


das Gesstz über die Aufrechterhaltung 6 


Ruhe an den Hochschulen. 


Nr. 10566 - 22. Dez, 1937. — Vorsitz: BX Schuschniyg; 


Die Ausfolzung von Vernögenschaften an das Haus labs- Ausfolgung von 
Vermögenschafte: 
en das Haus 
schlusses ist nunnehr Sache der einzelnen Ressorts. - Habsburg-Lothr., 


burg ist bereiss beschlossen, Die Durchführung das Be» 


Schuschnigg bringt nur noch den Tall zur Sprache, daß 
eventuell Cie Eintragung des Nanens "Otto von Habsburg" 

ins Grundbuch Schwierigkeiten bereiten könnte. Seiner Schuschnigg 
Ansicht nach können diese Schwierigkeiten durch die 

Eintragung eines Strohmannes ohne weiteres überwunden 


Centered, 


werden. Yon Staatssekr. Zehner wird absr weiterhin auf- 
merksarn gemscht, daß der Chef des !lauses Nabsburg-Ioth- 
ringen belgischer Staatsbürger sei und Infolgedessen 

| y 


zur Führung einer Adelsbezeichnung berechtigt: sel. / 


Schuschnieg begrüßty zunachst die zum ersten sl else Wl- Amnestie 
nister EEN snwesenden Seyß-Inquart und Sernatto. 

In der kurzen Aussprache handelt es sich un den Wortlaut 

des österreichischen Comauniuds tiber öie Amnsstie. Der 


a en zehn 


.) 


Meinung einzelner Minister, daß darin such von den Lei- 
stungen Deutschlends die “ode sein müsse, tritt neben 
Seyß-Inauart und Skubl such Schuschnigg entgegen. 











